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Befreiung. 


Don Wilhelm Sollman, M. d. R., Köln. 


Das politiſche Ergebnis der Konferenz im Haag ift die 
Räumung der beſetzten Gebiete bis ſpäteſtens Mitte des 
Jahres 1950, fünf Jahre vor dem günſtigſten im Friedens⸗ 
vertrag vorgeſehenen Endtermin. Die Käumung erfolgt nicht 
ganz bedingungslos. gwar hat Deutſchland kein Löſegeld 
für die vorzeitige Freigabe der Pfänder zu zahlen, aber es hat 
doch Kontrollrechte über die entmilitarifierten Gebiete 
zugeſtehen müſſen. Eine der Kommiſſionen aus dem Locarno- 
Vertrage oder der Völkerbundsrat fol auf Anruf fih mit 
der Unterſuchung etwa behaupteter Verſtöße gegen die Ent- 
militariſierung beſchäftigen. Deutſchland braucht allerdings 
der Locarno⸗Kommiſſion ſich nicht zu fügen, ſondern kann aus 
freiem Entſchluß die Angelegenheit vor den Dölkerbundsrat 
bringen, alfo eine Körperſchaft, in der, von Nordamerika 
abgeſehen, die Hauptmächte der Welt vertreten find. Das 
mindert die Gefahr einer parteiiſchen profranzöſiſchen Ent⸗ 
ſcheidung. 


So unerfreulich dieſe Kontrollrechte find, jo darf man 


doch nicht vergeſſen, daß ſie keine neuen Einſchränkungen 
deutſcher Souveränität bedeuten. Der Friedensvertrag hat 
die dauernde Entmilitariſierung des linken Rheinufers und 
eines Streifens von 50 Kilometer auf dem rechten Ufer feſt⸗ 
gelegt. Dieſe tiefgreifende Beſchränkung des deutſchen Hoheits- 
rechtes liegt durch das Friedensdiktat feſt, deſſen Garanten 
nahezu alle Mächte der Welt gegen Deutſchland find. Auch 
ohne Kommiffion würde natürlich niemand 
Frankreich hindern können, Derftöße gegen 
die Entmilitariſierungs⸗Beſtimmungen zu 
behaupten und eine internationale Unter- 
ſuchung durchzuſetzen. Da Deutſchland nicht daran 
denkt, die Entmilitariſierung zu umgehen, ſo bitter und un⸗ 
gerecht es deren einſeitigen Charakter empfindet, hat es 
keinerlei Nachprüfung zu fürchten. Die Außenpolitik des 
Deutſchen Reiches auf dieſem Gebiete war vielmehr darauf 
gerichtet, jeden franzöſiſchen Derfuch abzuwehren, die entmili- 
tariſierten rheiniſchen Gebiete unter eine dauernde 
Sonderkontrolle zu bringen. Unter Kontroll- 
kommiſſionen, die ſich zu fremden Verwaltungsorganiſationen 
im Rheinlande, zu Kerngebilden eines neuen Separatismus, 
zu einer neuen Bedrohung der deutſchen Souveränität, zu 
dauernden politiſchen Beunruhigungen hätten entwickeln 
können. 

Dieſe weitgehenden Gefahren hat die deutſche Delegation 
im Haag zurückgewieſen. Dafür gebührt ihr der Dank 
Deutſchlands. Vielleicht muß man dieſes letzte Jahrzehnt am 
Rhein ſelbſt um das Rheinland gebangt haben, in all den 
wirren und wechſelvollen Jahren für Preußen, Bayern, Heſſen 
und das Reich am Rhein gerungen haben, um zu ermeſſen, 
was die Räumung der Rheinlande bedeutet. Iſt ſie doch 
im Grunde nicht mehr und nicht weniger als 
die vollkommene Niederlage der franzö⸗ 
ſiſchen Politik, die auf einen Rheinſtaat 
unter franzöſiſchem Protektorat hinge⸗ 
arbeitethat undmehrals einmal ihrem Ziele 
nahe zu fein ſchien. 

Es wird der nationalen Befreiungstat nicht gerecht, wenn 
man die Räumung nach den jetzigen geordneten Derhältniffen 
am Rhein und den jetzigen ruhigen und feſten Linien der 
deutſchen Außenpolitik beurteilt. Ein richtiges Urteil gewinnt 
man erſt, wenn man den Weg zurückblickt, der ſeit 1918 ge⸗ 
gangen worden iſt. Man lege Maßſtäbe der Kritik wie immer 
an die Perſönlichkeiten und die Parteien, die Deutſchlands 
äußere Politik beſtimmt haben, fo wird doch eins vor der 
Geſchichte wahr bleiben: alle dieſe Führer der Republik hatten 
den Willen zur Befreiung der Rheinlande und den Glauben, 
daß dieſes Fiel durch friedliche Mittel zu erreichen ſei. Nur 
mit friedlichen Mitteln ſchon deshalb, weil Machtpolitik 
für das entwaffnete Deutſchland ausſchied. Und alle Uritik 
kann die Tatſache nicht erſchüttern: das Rheinland iſt befreit 
worden durch deutſche Staatsmannskunſt, die freilich nur 
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möglich wurde durch die einmütige nationale Widerſtands⸗ 
kraft der Deutſchen am Rhein. 

Stellen wir feſt, daß es uns im Jahre 1929 gelungen 
ift, die Theſe des Marſchalls Koch zu zerreißen, der am 
31. März 1919 in einer Note an die Regierungschefs der 
Verbündeten geſchrieben hat: 

Wenn wir den Rhein nicht dauernd beſetzt 
halten, gibt es keine Abrüſtung, keine geſchriebenen 
ſtimmungen irgendwelcher Art, die Deutſchland davon 
abhalten könnten, ſich des Rheins zu bemächtigen und von 
ihm aus mit Erfolg vorzurücken. 

Dieſes Beſetzthalten in irgendeiner Form war 
Frankreichs Rheinziel. Die Militärs wollten ihre Regimenter 
am Rhein ftehen haben, und dieſe unmögliche Forderung war 
nicht die gefährlichſte. Schlimmer war die mit 
Fähigkeit und Gefhid verfolgte franzö- 
ſiſſche Politik, zunächſt Preußen und dann 
das Reich durch eine Rheiniſche Republik 
vom Rheine abzudrängen. 

Dieſem Siel war Frankreich in dieſem Jahrzehnt mehrere 
Male zum Greifen nahe, und zwar jedesmal, wenn im Innern 
Deutſchlands Verzweiflung, Abenteurertum, Diktaturgelüſte, 
ſchwere Erſchütterung des Staatsgefüges den Franzoſen in die 
Hände arbeitete. Jedesmal, wenn in Deutſchland 
bedenkenloſer Fanatismus losſtürmte ohne 
Sinn für politiſche Realitäten, ohne jedes 
Derftändnis für außenpolitiſche Möglich⸗ 
keiten, ohne jede Rückſicht auf die bedrohten 
Grenzlande. 

Das war zum erſten Male, als im Winter 1918/1919 der 
linksradikale Spartakis mus die Diktatur des Proletariats 
aufzurichten und die Wahl der Nationalverſammlung zu ver⸗ 
hindern beſtrebt war. Da fan? in weiten Kreifen des 
rheiniſchen Bürgertums der Glaube, daß Deutſchland noch von 
Berlin her wieder aufzurichten ſei. Man ſpielte mit dem 
Gedanken, durch eine Kheiniſche Republik vom Weiten her 
die demokratiſche Reorganiſation Deutſchlands zu betreiben. 
Es geſchah nicht aus franzöſiſchen, ſondern aus deutſchen 
Beweggründen. Hinter dieſen aber erhob ſich Frankreichs 
Boffrung, daß feine Truppen dieſer rheiniſchen Republik das 

epräge geben würden. Es war die letzte Tat der Arbeiter ⸗ 
und Soldatenräte am Rhein, zuſammen mit Teilen des 
rheiniſchen Bürgertums die Ausrufung dieſer Republik zu 
verhindern. 

Die demokratiſch gewählte Nationalverſammlung war der 
erſte Damm gegen alle ſeparatiſtiſchen Neigungen am Rhein. 
Die zur demokratiſchen Selbſtbeſtimmung 
berufenen Volksmaſſen fühlten ſich mit den 
deutſchen Ländern und der deutſchen Repu- 
blik unlöslich verbunden. Immerhin gewann 
Frankreich und der von Franzoſen geſchürte illegale Separa⸗ 
tismus um Dorten neue Hoffnung, als die Annahme des 
Friedensvertrages in Frage geſtellt war. Frankreich kalku⸗ 
lierte: Ablehnung des Friedensvertrages bedeutet Aufhören 
des Waffenſtillſtandes, alfo Kriegszuftand, und unter Uriegs⸗ 
recht ift die Rheinifche Republik mit Leichtigkeit den Rhein- 
ländern aufzuzwingen. Der Opfergang des Sozialdemokraten 
Hermann Müller und des Zentrumsmannes Dr. Bell in den 
Spiegelfaal zu Verſailles vernichtete auch diefe Hoffnungen. 
So untragbar ſchwer der Friedensvertrag empfunden wurde, 
dennoch atmete das Rheinland auf, weil es noch Schlimmeres 
hätte befürchten müſſen. 

Neue innere Stürme tobten in Deutſchland: Kapp⸗Putſch, 
Miniſtermorde, wachſende Widerſtände gegen die auf die Be⸗ 
freiung gerichtete Erfüllungspolitik. Jede ſchwere inner⸗ 
politifche Kriſe belebte die franzöſiſche Rheinpolitik, die fich 
immer wieder in den Gedanken verliebte, die Zeit für die Der- 
wirklichung der jahrhundertealten franzöſiſchen Rheinpläne fei 
nun nahe. Unermüdlich verkündete Poincaré in ſeinen 
Sonntagsreden, die Beſatzungsfriſten hätten 
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Überhaupt noch nicht zulaufen begonnen. Dors 
zeitige Räumung — wer hätte daran denken könnend Noch 
ſchien ſogar die Räumung in den drei vertraglich feſtgelegten 
Etappen 1925, 1950 und 1955 ſehr ungewiß. Waren doch 
neue Gebiete von Düſſeldorf bis Duisburg als Sanktionen 
beſetzt worden, und die Drohung des Ruhreinmarſchs erhob 
fih am Horizont. 

Sie kam und brachte die gewaltige wirtſchaftliche und 
finanzielle Kataftrophe Deutſchlands. Genau vor ſechs Jahren 
ſchien dieſer Zuſammenbruch beinahe hoffnungslos, Man 
erinnere fih: täglich vajender Verfall der Währung, überall 
im Reiche Maffenſtreiks, Zungerrevolten und gewalttätige 
Demonſtrationen, nationaliſtiſche Putſchverſuche im Norden 
und im Süden, kommuniſtiſche Erhebungen in Mitteldeutſch⸗ 
land und in Hamburg, Arbeitsloſigkeit von Millionen, ganz 
Weſtdeutſchland in den Händen der Franzoſen, die Eiſen⸗ 
bahnen bis tief nach Weſtfalen in franzöſiſcher Regie, Soll⸗ 
grenze mitten durch Weſtdeutſchland, blutige ſeparatiſtiſche 
Aufftände, die Beamten und die Volksfübhrer von der Be- 
ſatzung ausgewieſen. Noch hielt die Bevölkerung heroiſch aus. 
Niemand aber konnte ſagen, wie lange die gequälten, terrori⸗ 
fierten, hungernden, durch die Putſche und Nachrichten aus dem 


Innern Deutſchlands verwirrten Menſchen noch die Front 


halten konnten. Im Reiche ſelbſt gaben zahlreiche unzweifel⸗ 
haft nationale, ja gerade ſehr ſtark national betonte Männer 
das Rheinland vorübergehend auf. Gerade in 
dieſen Kreiſen gingen die Schlagworte 
von dem „Abſchreiben“ der Rheinlande und 
von der „Verſackungspolitik“ um. Bis in das 
Reichskabinett kamen die Forderungen, alle Fahlungen in das 
Rheinland einzuſtellen, auch diejenigen ſozialpolitiſcher Natur, 
eine eigene rheiniſche Währung zu ſchaffen, das Rheinland 
zunächſt dem Zugriff der Fremden zu überlaſſen, den Friedens ⸗ 
vertrag zu zerreißen, den latenten oder ſogar den akuten 
Kriegszuſtand hinzunehmen. Das alles nicht etwa, um das 
Rheinland für immer preiszugeben, ſondern in der haltloſen 
Hoffnung, es unter günſtigen Derhältniffen zurückzuholen. 
Das Rheinland aber wehrte jih vers 
zweifelt gegenalle dieſe Pläne. Es wollte keine 
Klammer zwiſchen ſich und dem Reich lockern. Es hat recht 
behalten. Wie wenige mögen aber in jenem wilden Kerbit 
1925 mit uns des feſten Glaubens geweſen ſein, daß wir 


dennoch in einigen Jahren mit friedlicher Befreiungspolitik 
zum Abzug der Beſatzung, zur feſten Verklammerung der 
Kheingebiete mit dem Reiche kommen würden. Eigentlich 
hatten wir zur Rechtfertigung unſerer Politik nichts als 
unſeren Glauben, aber nun geben uns die Marſchbefehle an 
die Beſatzung recht. 

Man nörgle wie immer. Daß in dieſen ſechs Jahren aber 
große Schritte auf dem Wege zur Freiheit getan worden ſind, 
ſollte niemand leugnen. Vergeſſen ſollte man auch nicht, daß 
Frankreich, als der Traum des Rheinſtaats zerrann, doch 
noch auf Umwegen zur Vorherrſchaft im Rheinlande zu 
kommen ſuchte. Es verlangte ein Völkerbunds⸗ 
regime, internationale Gendarmerie, und 
als es damit nicht durchdrang, mindeſtens Elements 
stables, dauernde Kontrollorgane im Rheinlande, alfo ein 
fremdes Regime über deutſches Land. 

Damit muß man die politiſchen Ergebniſſe der Haager 
Konferenz vergleichen, um zu wiſſen, was trotz allem dieſer 
Schlußſtein der außenpolitiſchen Entwicklung bedeutet. 

Wir Deutſchen am Rhein haben nun oft genug erlebt, 
wie Kataſtrophenpolitik uns an den Abgrund geführt hat. Da- 
gegen hat uns eine ruhige und ſtetige Befreiungspolitik nun 
vom Drucke der Beſatzung und aller Gefahr der Lostrennung 
erlöſt. Aus der Erfahrung eines Jahrzehmtes wehren wir 
uns gegen alle Derfuche, die Ergebniſſe der Haager Konferenz 
aufs Spiel zu ſetzen. Ein Sieg dieſer Beſtrebungen würde 
nicht die Befreiung der Rheinlande bedeuten, denn fie ift 
nicht durch einen einſeitigen deutſchen 
Willensakt möglich, ſondern im beſten Falle neue 
Verhandlungen mit ungewiſſem Ausgang und beſtimmt eine 
Verſteifung des franzöſiſchen Willens am Rhein, eine Der- 
mehrung des internationalen Mißtrauens gegen Deutſchland 
und nicht zuletzt auch gefährliche innerdeutſche Spannungen. 

Ein Siel, ein großes, iſt erreicht, wenn die fremden 
Mächte ihre Fahnen im Rheinlande niederholen. Das 
ganze Deutſchland ſollte dieſen Tag feiern als Zeichen 
wachſender deutſcher Freiheit und wachſenden europäiſchen 
Friedens. Gewiß, noch ſtehen große Aufgaben vor uns, die 
erfüllt werden müſſen, ehe wir wieder eine gleichberechtigte 
Nation im Kreiſe der Völker find, aber diefe Erfüllung wird 
leichter ſein auf Grund des Abſchluſſes vom Haag als ſie 
vorher geweſen iſt. 


Freiheit auch für die Saar. | 


Don Karl Ollmert, Frankfurt a. M. (früher Saarbrücken). 


mit beſonders großer Spannung hat die Bevölkerung des 
Saargebietes den Gang der Verhandlungen im Gaag über die 
Räumung des noch beſetzten Gebietes verfolgt und mit freu- 
diger Genugtuung die Nath- 
richt vernommen, daß der 
letzte fremde Soldat bis zum 
50. Juni 1950 ſpäteſtens 
Rhein und Pfalz verlaſſen 
haben ſoll. Sie erblickt hierin 
eine weſentliche Förderung der 
gerade von ihr gewünſchten 
Derftändigung zwiſchen den 
europäiſchen Völkern, nament⸗ 
lich zwiſchen Deutſchland und 
Frankreich. Leider aber hat 
die franzöſiſche Vertretung im 
Haag ſich noch nicht bereit 
gefunden, über die Löſung der 
Saarfrage beſtimmte Zuſagen 
zu machen. Sie iſt über Er⸗ 
klärungen zur Bereitwilligkeit, 
in Verhandlungen über das 
Saarproblem einzutreten, wie 
es ſcheint, nicht hinaus» 
gegangen. Und doch ſollte 
Frankreich einſehen, daß ſich 


Saarbrücken 
Die kath. Kirche St. Michael 


ſeine alten Saarpläne nicht verwirklichen laſſen und es in 
erſter Linie ſeine Pflicht iſt, darauf bedacht zu ſein, das der 
Saarbevölkerung angetane ſchwere Unrecht, ſoweit dies geht, 
nunmehr unverzüglich wieder gutzumachen. 

Wie liegen die Derhältniffe an der Saar? Zu den 
Kriegszielen Frankreichs gehörte auch die Annektion des 
Saargebietes. Jedoch war Wilſon hierfür nicht zu haben, 
auch dann noch nicht, nachdem Clemenceau fich in Derfailles 
nicht geſcheut hatte, wahrheitswidrig zu behaupten, im Saara 
gebiet wohnten auch 150 000 Saarfranzoſen, die die Vereini⸗ 
gung mit Frankreich gefordert hätten. Tatſächlich wohnten 
keine 550 franzöſiſch 
Sprechende dort, alſo 
nicht einmal % auf 1000 
der rund 750 000 Ein- 
wohner. Es kam in Der- 
ſailles ſchließlich zu 
einem Kompromiß, wo⸗ 
durch die Franzoſen die 
Saargruben ſchulden⸗ 
und laſtenfrei erhielten, 
Deutſchland zugunſten 
des Völkerbundes auf die 
Staatshoheit im Saarge- 
biet verzichten mußte und 
die Bevölkerung an der 
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Saar für 15 Jahre einer vom Rat des Völkerbundes zu ernen- 
nenden Regierungskommiſſion unterſtellt wurde. Nach Ablauf 
dieſer Friſt foll fie darüber entſcheiden, ob fie weiter vom Völker⸗ 
bund regiert oder zu Deutſchland oder zu Frankreich gehören 
will. Der Völkerbund beſtimmt unter Berückſichtigung des Ab⸗ 
ſtimmungsergebniſſes, unter welche Souveränität das Gebiet 
tritt. Kommt es zurück zu Deutſchland, hat 
Deutſchland das Recht, die Saargruben zurück⸗ 
zukaufen. Der Preis hierfür wird durch drei 
nach Stimmenmehrheit beſchließende Sachver⸗ 
ſtändige fetzgeſetzt; einer davon wird von 
Deutſchland, einer von Frankreich und einer, der 
weder Deutſcher noch Franzoſe ſein darf, vom 
Völkerbundsrat ernannt. 

Seit dem Inkrafttreten dieſer Beſtimmun⸗ 
gen ſind rund zehn Jahre vergangen. Die deut⸗ 
ſche Bevölkerung an der Saar war während 
dieſer Zeit nicht nur von ihrem Vaterlande 
getrennt, ſondern einer Frankreich erge⸗ 
benen und von ihm ſtärkſten beeinflußten 
Fremdherrſchaft unterſtellt. Dazu ſuchte frant- 
reich mit allen Mitteln es dahin zu bringen, das Saar⸗ 
gebiet doch noch in ſeinen Beſitz zu bekommen. Was es 
in Derfailles nicht erreicht hatte, ſollte in der vorgeſehenen 
15jährigen Friſt bis zur Abſtimmung erzielt werden. Plan⸗ 
mäßig ſetzte überall die franzöſiſche Verwelſchungsarbeit auf 
kulturellem, wirtſchaftlichem und politiſchem Gebiete ein. 
Lock⸗, Droh⸗ und Druckmittel verſchiedenſter Art 
wurden angewendet, um die deutſche Kultur 
zurückzudrängen und für die franzöſiſchen An⸗ 
hänger zu gewinnen. Kirche, Schule, Theater, 
Muſik, Preſſe, Spiel und Sport, kurz alles was 
auf kulturellem Gebiete von Bedeutung iſt, 
ſuchten die Franzoſen in ihre Gewalt zu brin⸗ 
gen oder doch in ihrem Sinne zu beeinfluſſen. 
Geld und Macht hatten ſie hierfür beſonders in 
der erſten Zeit genügend. Ihre Pläne ſchei⸗ 
terten jedoch an dem einmütigen und ent⸗ 
ſchloſſenen Feſthalten der Bevölkerung an ihrer 
deutſchen Kultur. Die Franzoſen haben an 
der Saar für ihre Kultur und Siviliſation 
keinerlei Eroberungen machen können. 

Politiſch hat der Verſailler Vertrag die 
Saarbevölkerung völlig entrechtet. Die Teil⸗ 
nahme an den deutſchen Reichstags⸗ bzw. den 
in Frage kommenden Landtagswahlen (Preußen 
und Bapern) wurde ihr unmöglich gemacht. 
Ein eigenes Parlament ſieht aber der Der- 
failler Vertrag nicht vor. Erft nach langen 
ſchweren Kämpfen wurde die Wahl eines 8 
Landesrates zugeſtanden, der jedoch nur das Recht del Begut⸗ 
achtung erhielt. Daneben ernennt die Saarregierung ohne 
irgendwelche Fühlungnahme mit der Bevölkerung noch einen 
Studienausſchuß, der ebenfalls keinerlei Rechte hat. Politiſch 
iſt die Bevölkerung ſomit völlig rechtlos. Lange Seit wurde 
auch verſucht, jede politiſche Betätigung, namentlich die im 
deutſchen Sinne, zu unterdrücken. Seit⸗ 
weiſe hatten beſonders auch die gewerk⸗ 
ſchaftlichen Organiſationen ſchwer unter 
Bekämpfungen zu leiden. Der Druck und 
Terror ging fo weit, daß es 1923 auch 
den Engländern zu viel wurde. Erinnert 
ſei nur daran, daß Lord Cecil 1925 bei 
einer Völkerbundsſitzung die Vorgänge an 
der Saar kritiſierte und der frühere eng- 
liſche Miniſter Asquith bei der großen 
Ausſprache über Saar und Ruhr am Şi 
11. Mai 1923 im englifchen Unterhaufe Se 
mit Bezug auf das Saargebiet u. a. er⸗ 
klärte, man möge die geſchichtlichen Be- 
richte über Rußlands Vorgehen in der polniſchen Frage durch⸗ 
blättern, man würde kein ärgeres Beiſpiel despotiſcher Geſetz⸗ 
gebung, keine ſchlimmere Unterdrückung der Grundrechte freier 
Staatsbürger entdecken, als ſie an der Saar zu finden ſei. 

Erreicht hat Frankreich jedoch mit ſeinem Vorgehen auf 
politiſchem Gebiete für ſich nichts. Im Gegenteil; die Be⸗ 
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Blieskaſtel: Hausgruppe am Schloßberg 


völkerung zeigte nun erſt recht, daß ſie von ihm durchaus 
nichts wiſſen wollte. Sehr deutlich kam dies u. a. zum Aus» 
druck bei den Wahlen zum Landesrat, die bisher dreimal ſtatt⸗ 
fanden und ſich jedesmal zu einem einmütigen Bekenntnis für 
das Deutſchtum geſtalteten. Beſonders die beiden erſten 
Wahlen zum Landesrat (25. Juni 1922 und 27. Februar 1924) 
wurden von allen deutſchen Parteien offen 
unter der Parole: „Für das Deutſchtum, 
gegen die Verwelſchung“ geführt und ſelbſt 
die Kommuniften traten im Wahlkampf für die 
Wahrung des Deutſchtums im Saargebiet ein. 
Separatiſtiſche Liſten erhielten bei keiner Wahl 
auch nur ein einziges Mandat. Bei der dritten 
Wahl (25. März 1928) haben es die Fran⸗ 
zoſen und ihre Freunde gar nicht mehr gewagt, 
mit einer eigenen Liſte oder mit einer ver⸗ 
kappten auf den Plan zu treten. Sie wollten 
ſich die totſicher zu erwartende Blamage 
erſparen. — Nur auf wirtſchaftlichem Ge⸗ 
biete konnten die Franzoſen an der Saar 
Einfluß gewinnen. Hier bot ihnen der Der- 
ſailler Vertrag große Auswirkungsmöglichkeiten. Und wo 
dieſe nicht ausreichten, ging man darüber hinweg, beſeitigte 
3. B. in Widerſpruch zum Verſailler Vertrag die Markwäh⸗ 
rung, um an ihre Stelle die franzöſiſche Währung einzuführen. 
Sehr zu ſtatten kam ilmen auch die deutſche Inflation. Alles 
in allem ſind ſie heute Arbeitgeber für den größten Teil der 
Bevölkerung. Das hat vornehmlich aber die 
Arbeiterſchaft aller gewerkſchaftlichen Rith- 
tungen nicht abgehalten, offen zu erklären, daß 
ſie ſich in ihrer nationalen Geſinnung nicht 
im geringſten vom Arbeitgeber beeinfluffen 
ließen und der Satz „Weſſen Brot ich efje, 
deſſen Lied ich ſinge“, für ſie nie Geltung haben 
werde. Der wirtſchaftliche Einfluß der Fran⸗ 
zoſen gründet ſich ganz überwiegend, ja faſt 
ausſchließlich auf dem Beſitz der Saargruben. 
Geht ihnen der verloren — und das iſt un⸗ 
bedingt ſicher wenn es zur Abſtimmung 
kommt — dann wird auch ihre ganze Baſis ſo 
ſtark erſchüttert, daß von ihrem Einfluß auch 
auf wirtſchaftlichem Gebiet kaum etwas von 
Bedeutung übrig bleibt. Er iſt künſtlich durch 
den Derjailler Vertrag entſtanden und wird mit 
dem Aufhören ſeines Schutzes wieder ver⸗ 
ſchwinden. — Suſammenfaſſend ift alfo zu 
A jagen, daß die Franzoſen ihr Saarſpiel ver- . 
— loren haben. Sie können es, wenn ſie die Ge⸗ 
fahr der völligen Iſolierung in der Weltpolitik 
auf ſich nehmen und ihren eigenen Erklärungen 
von dem Streben nach einer Befriedung Europas ins Geſicht 
ſchlagen wollen, allenfalls noch bis 1955 (Abſtimmungsjahr) 
fortſetzen. Ulug wäre das aber nicht von ihnen, denn dann würde 
die Abſtimmung eine Niederlage für ſie bringen, wie ſie bisher 
in einem ſolchen Falle noch nicht dageweſen iſt. Auch hätte 
Deutſchland dann keinerlei Urſache mehr, ſelbſt auf franzöſiſche 
wünſche, die ſich auf die wirtſchaftlichen 
Beziehungen zwiſchen der Saar und 
Frankreich beziehen, irgendwie einzu⸗ 
gehen. Alle in der Saarwirtſchaft 
ſtehenden deutſchen Menſchen, ohne Un⸗ 
terjchied des Standes und der Partei- 
zugehörigkeit, haben, ebenſo wie die 
politiſch und kulturell in Frage om- 
menden, immer wieder in der eindeu⸗ 
tigſten Weiſe erklärt, daß ſie die ſo⸗ 
fortige reſtloſe Wiederangliederung an 
Deutſchland wollen. Sie ſind ſich be⸗ 
wußt, daß die Rückgliederung infolge 
der gewaltſamen weitgehenden Abſchnü⸗ 
rung der Saarwirtſchaft vom deutſchen Wirtſchaftsmarkt 
Übergangsſchwierigkeiten mit fih bringen wird. Sie müſſen 
eben überwunden werden; denn kommen werden ſie doch 
einmal, wenn nicht bald, dann 1955 beſtimmt. 

An der Saar weiß man auch, daß insbeſondere die maß⸗ 
gebenden franzöſiſchen Kreiſe ſich davon haben überzeugen 
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müffen, daß ſich ihre alten Ziele nicht nur nicht verwirklichen 
laffen, ſondern daß auch neue Pläne, wie z. B. die Errichtung 
eines eigenen Staates, oder die Bei⸗ 
behaltung des jetzt für das Saar⸗ 
gebiet geltenden franzöſiſchen goll- 
X ſyſtems, oder die Abtrennung eines 
ERS kleinen Teiles des Gebietes, 3. B. 
des Warndt, keinerlei Ausſicht auf 
Verwirklichung haben, weil die 
ganze Bevölkerung jede Löſung, die 
nicht die reſtloſe Rüdgliederung an 
Deutſchland mit ſich bringt, auf das 
aller entſchiedenſte ablehnt und 
dauernd ablehnen wird. 

Aus all dieſen Gründen glaubt 
man, daß Frankreich bei den be⸗ 
vorftehenden Verhandlungen bereit 
ſein wird, über eine baldige 
Löſung der Saarfrage mit ſich 
reden zu laſſen, und man hofft, 
gleichzeitig mit dem beſetzten Ge⸗ 
biet frei zu werden. Dieſe Hoff⸗ 
nung wird beſtärkt durch die 


Tatſache, daß die angeblichen 
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Saarerperiment wird in dem Derfailler Vertrag nämlich ge⸗ 
nannt, daß Deutſchland die Saargruben als Erſatz für die Jer: 
ſtörung der Kohlengruben in Nordfrankreich und als An- 
zahlung für die geſchuldete Wiedergutmachung der Kriegs- 
ſchäden abzutreten habe. Nun ſind aber die nordfranzöſiſchen 
Gruben längſt weit über den Vorkriegsſtand hinaus wieder 


leiſtungsfähig, und über die Wiedergutmachung hat man ſich 


doch ſchon ſeit Locarno geeinigt. Mit vollem Recht kann ſeit⸗ 
dem die Kückgliederung gefordert 
werden, zumal die nein deutſche 
Saarbevölkerung einfach als An⸗ 
hängfel der Kohle behandelt und 
gegen ihren wiederholten ausdrück⸗ 
lichen Einſpruch einer mit difta- 
toriſcher Gewalt ausgeſtatteten 
Fremdherrſchaft unterſtellt worden 
iſt. Zu berückſichtigen iſt ferner 
der Wandel des Geiſtes, auf den ſo 
oft hingewieſen wird. Iſt er tat- 
ſächlich ſo weit gediehen, wie es 
vielfach dargeſtellt und angenom⸗ 
men wird, dann muß er ſich auch 
auf das Saargebiet auswirken. Alle 
ehrlichen Freunde der politiſchen 
Entſpannung und Verſtändigung 
müſſen für eine ſchnelle, reſtloſe 
Ausräumung der noch vorhandenen 
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häßlichen Kriegsreſte eintreten, alſo auch für die Löſung des 
Saarproblems im Sinne der Gerechtigkeit und des Willens der 
Bevölkerung. Und wenn man für das beſetzte Gebiet eine Löſung 
gefunden hat, wird das auch für die Saar möglich ſein. Die 
Haltung Frankreichs in der Saarfrage wird als ein Prüfſtein für 
feine Ehrlichkeit in der Verſöh⸗ 
nungspolitik angeſehen werden 
müſſen. Nach den bisherigen 
Erfahrungen möchte man na⸗ 
mentlich auch Briand für zu 
klug halten, als daß man an⸗ 
nehmen könnte, er werde bei 
der bisherigen ſelbſtſüchtigen 
Einſtellung an der Saar blei⸗ 
ben. Schließlich wird auch noch 
ein materieller Grund für 
Frankreich mitſprechen. Wenn 
es jetzt mit Deutſchland und 
der Saarbevölkerung verſucht, 
zu einer vernünftigen Derftän- 
digung zu kommen, wird es viel 
leichter für Frankreich ſein, 
günſtige Bedingungen auf wirt⸗ 
ſchaftlichem und zollpolitiſchem 
Gebiete zu erzielen, als wenn 
noch Jahre ins Land gehen. 
Sofern die Löſung nicht bald 
kommt, hat die Bevölkerung ein Intereſſe daran, daß abgeſtimmt 
wird, um ein für allemal der ganzen Welt zu zeigen, daß es ſich 
an der Saar um ein rein deutſches Gebiet handelt, deſſen Ein⸗ 
wohner 1919 durch den Derfailler Vertrag in brutalſter Weiſe 
vergewaltigt worden find. Solche Außerungen, die eine Ab- 
ſtimmung wünſchen, werden an der Saar gar nicht ſelten laut. 

Dill Briand wirklich der Weltverſöhnung dienen — und 
das nehmen wir an — dann darf er weder auf das 
Geſchrei der Chauviniſten, Mili⸗ 
tariſten und Intereſſenten in ſeinem 
Lande hören, noch verſuchen, 
neue Geſchäfte an der Saar zu 
machen. Einſtweilen hofft man 
hier, daß die verantwortlichen po⸗ 
litiſchen Führer Europas ein- 
ſchließlich Frankreichs nach all 
dem, was in den letzten Jahren 
vorgegangen iſt, nunmehr endlich 
auch ernſtlich verſuchen werden, die 
Saarfrage aus der Welt zu ſchaffen, 
und man erwartet, daß die Frie⸗ 
densglocken im Saargebiet ſpäte⸗ 
ſtens gleichzeitig mit denen am 
Rhein und in der Pfalz läuten 
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* können, ohne daß Deutſchland 
dafür neue Opfer zu bringen 
braucht. 


Das Saargebiet, ſeine Struktur, ſeine Probleme. 
Hofer, A.-G., Saarbrücken. 

Es handelt ſich um ein ganz hervorragendes, 585 Seiten 
ſtarkes, in Keinen gebundenes Werk, das ſich ſehr eingehend mit 
dem Saargebiet und vornehmlich mit den Problemen, wie ſie hier 
infolge des unglücklichen Ausganges des Krieges entſtanden find, 
befaßt. Herausgeber ift Profeſſor Dr. Kloevekorn, Saar- 
brücken. Seine Mitarbeiter ſind ſehr angeſehene politiſche und 
wirtſchaftliche Führer des Saargebietes und andere ausgezeichnete 
Kenner der Vorgänge an der Saar. Einen beſonderen Wert erhält 
das Buch dadurch, daß die Mitarbeiter aus den verſchiedenſten 
parteipolitiſchen und wirtſchaftlichen Lagern ſtammen. In ſtreng 
ſachlicher Weiſe ſchildern ſie eingehend und gemeinverſtändlich die 
geſchichtlichen, politiſchen, wirtſchaftlichen und kulturellen Der- 
hältniſſe, ſo daß es dem Leſer des Buches leicht wird, ſich ein recht 
genaues und objektives Bild darüber zu verſchaffen. Da in dem 
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werk alle weſentlichen Gebiete, die in Betracht kommen, behandelt 
find, füllt es auch eine bisher vorhandene Lücke in der Saarliteratur 
aus. Zudem ift darin eine Fuſammenſtellung aller wichtigeren 
Schriften, die ſich mit Saarfragen befaſſen, enthalten und ſomit 
eine zur Zeit wohl lückenloſe Überficht über die Saarliteratur 
gegeben. Umfangreiches, vorzügliches Kartenmaterial ſowie zahl- 
reiche ſehr gute Landſchafts⸗, Städte- und Induſtriebilder ges 
währen einen wertvollen Einblick in das landſchaftlich ſo ſchöne 
und doch außerordentlich induſtriereiche Land an der Saar, deſſen 
Bevölkerung ſich — wie auch das vorliegende Werk deutlich zeigt — 
ſo mutig und entſchloſſen für die Erhaltung ihres Deutſchtums 
und ihre Rückkehr zum deutſchen Vaterlande einſetzt. 

Aus alle dieſen Gründen iſt die Herausgabe dieſes Werkes 
ſehr zu begrüßen. Herr Prof. Dr. Kloevekorn und feine Mit- 
arbeiter haben fih damit ein großes Verdienſt um das Saargebiet 
erworben. K. O. 
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Das Abertragungsproblem und der Abertragungsſchutz 
im Dawes⸗ plan und im Joung⸗Plan. 


Don Dr. Georg Mertens. 


Wer überzeugt ift, daß der Weg von Derfailles zur vollen 
politiſchen und wirtſchaftlichen Freiheit nur unter zähem Ringen 
Schritt für Schritt zurückgelegt werden kann, wird den Voung⸗Plan 
danach beurteilen, ob er als eine weitere Etappe auf dieſem Wege 
anzuſehen iſt und einen Fortſchritt gegenüber dem Dawes⸗Plan dar⸗ 
ſtellt, ohne die weitere Entwicklung in der Zukunft zu verſperren. 
Dabei drängt fih insbeſondere die Frage auf, ob der Voung⸗Plan 
neben den unmittelbaren, unbeſtreitbaren Vorteilen (Entlaſtung, 
Befreiung von Kontrollen und Pfändern, Rheinlandräumung) auch 
noch die Sicherungen und Chancen gewährt, die der Dawes⸗Plan bietet. 

Die Sicherungen des Dawes⸗Planes beſtehen bekanntlich im 
weſentlichen in dem Übertragungsſchutz, der ſogenannten Transfer- 
klauſel, die beſtimmt, daß die von Deutſchland im Inlande auf- 
gebrachten Summen an die Gläubiger nur übertragen werden 
dürfen, ſoweit und ſolange die Stabilität der deutſchen Währung 
dadurch nicht bedroht wird. Es iſt von größter Wichtigkeit, ſich 
über den Sinn und die wirtſchaftliche und politiſche Tragweite 
dieſer Klauſel Rechenſchaft zu geben und den Schutz, den fie ges 
währt, zu vergleichen mit demjenigen, den die in dem Noung-Plan 
eingebauten Sicherungen gewähren. 


I. Das übertragungsproblem. 


Wir müſſen uns zunächſt klar darüber werden, worin über⸗ 
haupt das ſogenannte Übertragungsproblem beſteht. Man kann 
das kaum deutlicher und prägnanter zum Ausdruck bringen, als 
es die Dawes⸗Sachverſtändigen in ihrem Gutachten von 1924 getan 
haben. Man ſagt nicht zuviel, wenn man feſtſtellt, daß ihre Aus⸗ 
1 8 über dieſes Problem die entſcheidende Wendung in der 

eparationspolitik herbeigeführt haben, nämlich die Wendung von 
der Willkür zu einem Plan, der wenigſtens den elementaren 
Lebensnotwendigkeiten Deutſchlands und ſeiner wirtſchaftlichen 
und finanziellen Kraft in einer Übergangszeit durch Gewährung 
einer Atempauſe Rechnung trug. Die Sachverſtändigen en mit 
roker Eindringlichkeit auf den Unterſchied zwiſchen der Zahlungs- 
ähigkeit des deutſchen Steuerzahlers und der Fähigkeit des Deut- 
ſchen Reichs, die Alliierten zu bezahlen, hin. „Es hat“, ſo ſagten 
ſie, „bisher die Tendenz deſtanden, zwei verſchiedene, wenn auch 
verwandte Fragen, miteinander zu vermengen, nämlich 

1. die Höhe der Summen, die Deutſchland aufbringen und für 

das Reparationskonto zur Verfügung ſtellen kann und 

2. des Betrages, der ans Ausland übertragen werden kann. 

Die aufgebrachten und an die Alliierten auf Xeparations« 
konto überwieſenen Beträge können auf die Dauer nicht die 
Summen überſteigen, deren Übertragung die Zahlungsbilanz er- 
möglicht, foll nicht der Derluft der Währungs- und Haushalts- 
ſtabilität die Folge ſein. Um die Währung eines Landes dauernd 
ſtabil zu halten, muß fih nicht nur fein Staatshaushalt im Gleich" 
gewicht befinden, ſondern es müſſen auch ſeine Einkünfte aus dem 
Ausland ebenſo groß ſein wie jeine Zahlungen an das Ausland, 
wobei dieſe nicht nur die Bezahlung der Barzahlungen, ſondern 
auch die Repararationsleiſtungen einſchließen müſſen. Auch das 
Gleichgewicht des Staatshaushalts kann nur unter denſelben Be⸗ 
dingungen erhalten bleiben. Anleiheoperationen können die Sach⸗ 
lage zwar verſchleiern oder ihre praktiſchen Auswirkungen zeitlich 
hinausſchieben, vermögen fie aber nicht zu ändern, und wenn 
Reparationszahlungen durch die Einſtellung eines Poſtens in den 
Haushalt aufgebracht werden können und müſſen, d. h. durch 
Steuererhebung über die inneren Ausgaben hinaus, ſo können ſie 
ans Ausland nur aus einem wirtſchaftlichen Überfchuß der Arbeits- 
leiſtung des Landes bezahlt werden.“ Dieſe Darſtellung iſt ſo an⸗ 
ſchaulich und zugleich ſo zwingend, daß ſie kaum noch eines Wortes 
der Erläuterung bedarf. Immerhin trägt es zur beſſeren Erkenntnis 
der hier dargeſtellten wirtſchaftlichen Zuſammenhänge bei, wenn 
man ſich einmal vorſtellt, wie ſich die Dinge entwickeln würden, 
wenn die Bedingung, daß die Zahlungen Deutſchlands an das 
Ausland ſeinen Forderungen an das Ausland nicht voll entſprechen, 
wenn alſo die deutſche Ausfuhr nicht ausreicht, um die Einfuhr 
plus Reparation (plus Zinfen) zu decken. In dieſem Falle würde 
— wenn nicht gleichzeitig neues Kapital hereinſtrömt — zur Be- 
. des Defizits die Gold⸗ und Deviſenreſerve der Reichsbank 
erangezogen werden müſſen. Da dieſe aber verhältnismäßig gering 
ift, nämlich nur etwa jo hoch wie die Normalleiſtung Deutſch⸗ 
lands nach dem Damwes-Plan (2% Milliarden), fo wäre u. U. zu 
befürchten, daß diefe Gold- und Deviſenreſerve in verhältnis 
mäßig kurzer Seit vollkommen verzehrt wäre, wenn die Repara. 
tionsſummen ohne Rückſicht darauf, ob Deutſchland einen ent- 
ſprechenden Ausfuhrüberſchuß hat oder neue Anleihen vom Auss 
land bekommt, an ſeine Gläubiger abgeführt werden müßten. Der 
Derluft der Gold- und Deviſenreſerve wäre mit ſchweren Erſchütte⸗ 
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wicklung verhindern oder aufhalten. 


rungen der deutſchen Kreditwirtfchaft verbunden. Für die deutſche 
Wirtſchaft wäre dabei eine gefährliche Krife unvermeidlich; durch 
dieſe würde dann auch die Aufbringung der Reparationen in Frage 
geſtellt werden. 

Die Dawes-Sadwerftändigen wußten, daß ſtändig ſehr ſtarke 
wirtſchaftliche Gegenkräfte im Spiele find, die eine ſolche Ent- 
Sie deuten ſelbſt in ihrem 
Gutachten an, daß unter dem inneren Druck der Reparations- 
verpflichtungen allmählich eine gewiſſe Anpaſſung der Wirtſchaft 
bzw. des Außenhandels an die Zahlungsverpflichtungen erfolgen 
kann. Sie mußten aber bekennen, daß fie nicht dafür einſtehen 
konnten, daß dieſe Anpaſſung gelingen werde und die deutſche 
Wirtſchaft tatſächlich auf die Dauer die enormen im Dawes⸗Plan 
feſtgeſetzten Zahlungen an das Ausland werde übertragen können. 
Statt hieraus die Konſequenz zu ziehen, die Reparationen auf einen 
Betrag zu bemeſſen, der zweifelsfrei innerhalb der Leiſtungsfähig⸗ 
keit der deutſchen Wirtſchaft lag, verfielen ſie auf die ominöſe 
Transferklauſel. Man muß dieſe Klaufel deswegen als ominös 
bezeichnen, weil ſie allein die Sachverſtändigen ermutigt hat, den 
Dawes-Zahlungsplan mit der erſchreckenden Normaljahresleiſtung 
von 2% Milliarden, vermehrt noch um Zuſchläge nach dem for 
genannten Wohlſtandsindex, ohne zeitliche Begrenzung feſtzuſetzen. 


Il. übertragungsſchutz des Dawes⸗ Plans 
(Transferklauſel). 


Was beſagt nun dieſe Transferklauſel und welchen Schutz gewährt fie? 

Der Dawes-Plan beſtimmt: Die Jahresleiſtungen find jeweils 
auf das Reichsbankkonto des Generalagenten abzuführen. Wenn 
dies geſchehen ift, ift Deutſchland jeder weiteren Verpflichtung und 
Verantwortung ledig. Die Verantwortung für die Übertragung 
hat das Transferkomitee (das aus ſechs ausländiſchen Mitgliedern 
mit dem Generalagenten als Dorfienden beſteht). Das Komitee 
darf das Guthaben auf dieſem Konto nur zur Bezahlung von Sach ⸗ 
leiſtungen oder, nach Umwechſelung in fremde Währung zur Bar- 
auszahlung an die Gläubiger verwenden. Es darf jedoch dieſe 
Übertragung an die Gläubiger nur in dem Umfange vornehmen, 
wie es der Deviſenmarkt nach dem Ermeſſen des Komitees zuläßt, 
ohne die Stabilität der deutſchen Währung zu bedrohen. Erſcheint 
dem Komitee die deutſche Währung bedroht, ſo darf es alſo über 
das Guthaben nicht verfügen. Die von Deutſchland geleiſteten 
Sahlungen follen in dieſem Fall auf dem Keichsbankkontoe des 
Generalagenten auflaufen bis zu einem Höchſtbetrage von 2 Mil- 
liarden. Würden darüber hinaus noch Beträge auflaufen, deren 
Übertragung dem Komitee nicht möglich erfcheint, fo find fie lang⸗ 
friftig bis zu einem Höchftbetrage von 3 Milliarden in Deutſchland 
anzulegen. Wenn auch diefe Grenze erreicht tft, wenn alſo von 
den aufgebrachten Reparationsleiſtungen insgeſamt 5 Milliarden 
aufgelaufen ſind, weil ſie nicht übertragen werden konnten, ſo ſind 
die Zahlungen Deutſchlands aus den verpfändeten Einnahmen 
(1250 Millionen) und aus der Beförderungsſteuer (290 Millionen) 
fo lange herabzuſetzen, bis die Überweifungen an die Gläubiger ers 
höht werden können und die Anſammlung unter den Betrag von 
5 Milliarden zurückgegangen iſt. Das Komitee hat außerdem die 
Befugnis, die Anſammlung auszuſetzen, ehe die Summe von 5 Mil« 
liarden erreicht iſt, wenn zwei Drittel der Mitglieder der Meinung 
find, daß eine derartige Anſammlung eine Bedrohung der deut⸗ 
ſchen Finanz- oder Wirtſchaftslage oder der Intereſſen der Gläu⸗ 
bigerländer darſtellt. Der Dawes⸗Plan ſieht alfo formal die Mög- 
lichkeit der Selbſtausſchaltung vor. Die Transferklauſel erſcheint 
gewiſſermaßen als eine automatiſche Sicherung, durch die im Falle 
einer Gefährdung der deutſchen Währung oder Wirtſchaft zunächſt 
die Übertragung und ſchließlich auch die Aufbringung geſtoppt wird, 
wobei nur fraglich iſt, ob und wann die Bedingungen, unter denen 
der Schutz wirkſam wird, nach der Anſicht des Transferkomitees 
erfüllt ſein werden, insbeſondere, ob es überhaupt je zu einer 
inneren Anſammlung der Milliardenbeträge kommen kann, die Dor« 
ausſetzung is die Ausſetzung der Aufbringung wäre. Darüber 
wird beim Vergleich des dawes⸗Syſtems mit dem Noung⸗Syſtem 
das weitere zu ſagen ſein. 


III. Der Übertragungs- und Aufbringungsſchutz 
des Voung⸗ Planes. 

Auch der Noung-Plan ſieht einen Übertragungs- und Auf- 
bringungsſchutz für Deutſchland vor. Er erſcheint jedoch äußerlich 
betrachtet gegenüber dem Dawesſchutz beſcheiden. Nach dem Noung. 
Plan iſt nämlich Deutſchland grundſätzlich für die Aufbringung 
und für die Übertragung der Reparationen verantwortlich. Es 
hat jedoch das Recht, nach eigenem Ermeſſen und unter eigener 
Verantwortung nach gotägiger Ankündigung die Übertragung des 
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ſogenannten geſchützten Teiles der Jahresleiſtung, der etwas mehr 
als zwei Drittel der Geſamtleiſtung ausmacht, höchſtens zwei Jahre 
aufzuſchieben und kann weiter, wenn es einen ſolchen Transfer- 
aufſchub erklärt hat, im zweiten Jahr auch die Aufbringung des 
geſchützten Teiles der Annuität ein Jahr lang ausſetzen. Wenn 
Deutſchland einen ſolchen Übertragungsaufſchub erklärt, tritt im 
übrigen ein beſonderer beratender Ausſchuß bei der vom Noung- 
Plan vorgefehenen Internationalen Bank in Funktion, „der un⸗ 
verzüglich die Umſtände und Verhältniſſe unterſuchen foll, die zu 
der Notwendigkeit des Aufſchubs geführt oder eine Lage geſchaffen 
haben, in der nach Anſicht Deutſchlands ſeine Währung und ſein 
Wirtſchaftsleben durch weiteren Transfer des aufſchiebbaren 
Teiles der Annuität ernſthaft gefährdet werden können“. Er fol 
ferner in eine gründliche Prüfung der Lage Deutſchlands hin- 
ſichtlich der ihm nach dem Noung-Plan obliegenden Verpflich⸗ 
tungen eintreten. „In ſeinem Bericht an die Regierungen und an 
die Bank foll der Sonderausſchuß, nachdem er ſich bei einem 
Transferaufſchub davon überzeugt hat, daß die zuſtändigen deutſchen 
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tungen getan haben, den Gläubigerregierungen und der Bank zur 
Erwägung unterbreiten, welche Maßnahmen nach feiner Anſicht hinficht- 
ich der Anwendung des gegenwärtigen Planes ergriffen werden ſollten. 

Man kann dieſen Ausſchuß gewiſſermaßen als eine im Noung- 
Plan vorgeſehene Reviſionsinſtanz bezeichnen. Wenn er auch nur 
beratende Funktionen hat, ſo iſt doch gewiß, daß ein uns günſtiges 
Votum dieſes Ausſchuſſes eine durchſchlagende politiſche Kraft beſäße. 

Hierbei iſt es von Bedeutung, daß unter den ſieben ordent⸗ 
lichen Mitgliedern des Ausſchuſſes ein von dem Reichsbankpräſi⸗ 
denten Ernannter ift und außerdem der Reichsbankpräſident und 
jede andere von der Deutſchen Regierung ernannte Perſönlichkeit vor 
dem Ausſchuß erſcheinen oder ihm ſchriftlich die Gründe darlegen 
kann, aus denen ein Aufſchub erklärt worden iſt oder beſondere 
Maßnahmen wünſchenswert erſcheinen. 


IV. Vergleich zwiſchen Dawes- und Noung- 
Syſtem. 

Der Transferſchutz des Dawes-Plans erſcheint äußerlich ſehr 
viel weitergehend als der Voung⸗Schutz, denn 

1. der Dawes⸗ Schutz bezieht fih auf die Geſamtjahresleiſtung, 
während der Noung⸗Schutz fih nur auf den geſchützten Teil, d. f. 
etwas mehr als zwei Drittel der Noung-Annuitäten, bezieht; 

2. der Dawes⸗Schutz unterliegt keiner zeitlichen Beſchränkung. 
Formal kann die Übertragung nach dem Dawes⸗Plan beliebig lange 
hinausgeſchoben werden, und wenn die Fünf⸗Milliarden⸗Grenze er- 
reicht ift, auch die Aufbringung der Haushaltsleiſtungen und der 
Beförderungsſteuer beliebig lange Jahr für Jahr ausgeſetzt werden, 
während nach dem Voung⸗Plan die Übertragung nur jeweils bis 
zum Ende des zweiten Jahres aufgeſchoben werden kann und im 
dritten Jahr nur dann aufs neue, wenn vorher die im erſten Jahr 
fällig geweſenen Zahlungen übertragen worden find. 

In einem ſehr wichtigen Punkte ift der Voung⸗Plan allerdings 
dem Dawes⸗Plan offenſichtlich überlegen: 2 

Während nach dem Dawes⸗Plan das aus Ausländern zu⸗ 
ſammengeſetzte Transfer-Komitee über die etwaige Ausſetzung 
der Übertragung entſcheidet, ift nach dem Voung⸗Plan die deutſche 
Regierung ſelbſt ermächtigt, den Transferaufſchub und gegebenen⸗ 
falls ein Jahr ſpäter auch den Fahlungsaufſchub zu erklären. 

Aus dieſer Gegenüberſtellung gewinnt man aber noch kein 
Urteil über die praktiſche Bedeutung beider Syfteme. Der praktiſche 
Wert des Schutzes hängt nicht von dem formalen Umfang, ſondern 
lediglich davon ab, mit welcher Sicherheit und in welchem Aus⸗ 
maß und mit welchen wirtſchaftlichen und politiſchen Konje- 
quenzen er wirkſam werden kann. Ein Bild iſt vielleicht ge⸗ 
eignet, dies deutlich zu machen: Vergleichen wir beide Sicherungen 
mit einer automatiſchen Bremſe. Der Wert dieſer Bremſe iſt nicht 
abhängig von ihren äußeren Dimenſionen, ſondern lediglich von der 
Sicherheit und der Intenſität der Bremswirkung. Wenn die äußer⸗ 
lich geringer dimenſionierte Bremſe im Notfall den Wagen ebenſo 
ſchnell und ebenſo ſicher zum Stehen bringt wie die vielfach größer 
dimenſionierte, ſo erweiſen ſich die größeren Dimenſionen der 
letzteren als überflüſſig und praktiſch bedeutungslos. 

Es läßt ſich unſeres Erachtens, um im Bilde zu bleiben, zeigen, 
daß die NVoung⸗Bremſe der Dawes⸗Bremſe innerhalb der praktiſch 
gegebenen Grenzen gleichwertig iſt. Wir haben hierbei die wirt⸗ 
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ſcheiden und beſchäftigen uns zunächſt mit der unmittelbaren wirt- 
ſchaftlichen Schutzwirkung. 

Es muß uns bereits mit äußerſter Skepſis erfüllen, daß der 
große Dawes⸗Schutz in den vergangenen fünf Jahren wirtſchaftlich 
nie wirkſam geworden iſt, alſo völlig verſagt hat, obwohl in dieſen 
fünf Jahren die deutſche Wirtſchaft in zwei Kriſen geriet und unter 
dem allergrößten Druck ſtand. Das Transfer-Komitee hat laufend 
die aufgebrachten Beträge übertragen. Es ſind keine Beträge als 
unübertragbar auf dem Sonderkonto des Generalagenten aufa 
gelaufen. Das iſt geſchehen, obwohl wir keinen entſprechenden Ex⸗ 
portüberſchuß hatten, und nur der Zufluß von Auslandskapital in 


dieſer Zeit dem Transfer-Komitee geſtattete, die AS i e 
Deviſen aus dem Deviſenmarkt zu nehmen. Es hat fih in dieſer 
Praxis auch nicht beirren laſſen, obwohl ihm vorgeworfen werden 
konnte und vorgeworfen wurde, daß die Übertragung im Wider⸗ 
ſpruch mit dem Geiſt des Dawes⸗Gutachtens ſtehe, da dieſes aus⸗ 
drücklich hervorhebe, daß die Übertragung auf die Dauer nur durch 
einen Exportüberſchuß bewirkt werden könne. Daß es diefe Praxis, 
wenn wir den Voung⸗Plan ablehnten, ändern werde, werden am 
wenigſten diejenigen erwarten dürfen, die den Voung⸗Plan ber 
kämpfen und dabei die Reparationsfrage zum Gegenſtand einer 
politiſchen Machtentſcheidung, zu einer politiſchen Kraftprobe 
werden laſſen wollen. 

Die Vergangenheit hat aber auch gleichzeitig gezeigt oder 
mindeſtens einen gewiſſen Vorgeſchmack davon gegeben, wie es 
um die Schutzwirkung der Transferklauſel beſtellt ift, wenn 
es zu einer Transfer⸗Kriſe kommt, > zu einer Situation, in 
der infolge ſtärkſter Deviſenknappheit die Übertragungen vom Trans« 
fer-Komitee aus Rückſicht auf die Währung eingeſtellt werden 
müßten. Das zeigen nämlich die Vorgänge im März und April 
dieſes Jahres, wo die Reichsbank infolge einer leichten Vertrauens. 
ae in wenigen Wochen über eine Milliarde Gold in Deviſen ver⸗ 
lor. Das Ergebnis war, daß die Reichsbank ihren Diskont herauf- 
ſetzte und gleichzeitig eine ſcharfe Ureditreſtriktion vornahm, 
während das Transfer-Komitee immer noch weiter transferierte. 
Dieſe Kreditreſtriktion der Reichsbank übte auf die deutſche Wirt⸗ 
ſchaft einen außerordentlich ſcharfen Druck aus, und es iſt nicht zu 
bezweifeln, daß er noch erheblich verſchärft worden wäre, wenn die 
bankpolitiſchen Maßnahmen nicht ſogleich zum Erfolg geführt, alſo 
wieder normale Verhältniſſe auf dem Deviſenmarkt herbeigeführt 
hätten. Dieſe Erfahrung zeigt unwiderleglich, daß eine wirkliche 
Transfer-Krife zu kataſtrophalen Verhältniſſen in der inneren 
Kreditwirtſchaft führen muß, ohne daß von einer Schutzwirkung 
das geringſte zu verſpüren fein würde, auch wenn das Transfer- 
Komitee wirklich die Transferierung einſtellen würde. Die deutſche 
Wirtſchaft würde durch diefe Ureditkriſe gleichzeitig in eine furcht⸗ 
bare Abſatzkriſe auf dem Binnenmarkt kommen, deren Folge im 
übrigen eine gewaltſame Steigerung des Exports und eine ſtarke 
Verringerung des Imports wäre. Es würde alſo dann gerade mit 
großer Wahrſcheinlichkeit, wenigſtens vorübergehend, eine Situation 
gegeben ſein, in der jener Exportüberſchuß da iſt, der den ſogenann⸗ 
ten echten Transfer erlaubt. Aber einerlei, ob dieſer Zuftand früher 
oder ſpäter eintritt, ſicher iſt, daß, ſolange die wirtſchaftlichen Be- 
dingungen beſtehen, die das Transfer-Komitee zur Einſtellung der 
Transferierung zwingen, eine kaum vorſtellbare Kredits, Abſatz⸗ 
und Produktionskriſe herrſchen wird. Ebenſo ſicher ift, daß dieje 
Kriſe keinesfalls ſo lange anhalten würde und anzuhalten brauchte, 
bis es zu der berühmten Selbſtausſchaltung des Dawes⸗Planes 
käme, wenn die nicht übertragbaren Beträge die famoſe Fünf⸗ 
Milliarden⸗Grenze erreicht haben. 

Die wirtſchaftlichen Fuſtände, die fih ſehr bald herausbilden, 
würden, wären eine politiſche Tatſache von fo elementarer Wucht, 
daß längt, ehe die automatiſche Bremſe des Dawes⸗Spſtems 
funktioniert, die Reviſion politiſch erzwungen werden würde. Unter 
den gleichen Bedingungen würde das aber unter dem Noung-Plan 
ebenfalls, ja noch prompter und ſicherer geſchehen. Wenn die durch 
den Voung⸗Plan auferlegten Leiſtungen fih praktiſch als untragbar 
erweiſen und wenn es demzufolge auch unter dem Voung⸗Plan 
zu einer Transfer-Krife käme, fo würde auch unter dem Noung- 
Syſtem eine Reviſion fih durchſetzen. Es ift dabei ganz belanglos, 
daß der Betrag, deſſen Übertragung, und ſpäter auch Aufbringung, 
aufgeſchoben werden kann, relativ beſchränkt iſt. Denn ehe ſelbſt 
die im Noung⸗Plan geſteckten Grenzen erreicht wären, würde die 
Reviſion bereits unvermeidbar geworden fein. Dabei wäre es ein 
großer Vorteil gegenüber dem Dawes-Plan, daß gewiſſermaßen das 
formelle Verfahren der Revifion durch die Einſetzung des beratenden 
Sonderausſchuſſes und ſeine Funktion bereits vorgezeichnet iſt. 

Nun kann allerdings eingewendet werden, daß eine künftige 
Revifion des Voung⸗Planes nicht mehr an der ſogenannten un- 
geſchützten Annuität werde rütteln können, da dieſe Leiſtung un⸗ 
abänderlich von uns übernommen fet und durch die Kommerziali⸗ 
ſierung und Mobilifierung ein für allemal der Reviſion entzogen 
werde. Dies iſt richtig. Es handelt ſich hierbei um einen Betrag 
von jährlich etwa 660 Millionen im Durchſchnitt der 36 Jahre 
(nach den Vereinbarungen im Haag beginnend mit etwa 700 Mil- 
lionen und vom 20. Jahre ab 612 Millionen jährlich). Hierbei 
darf aber nicht überſehen werden, daß diefe Konzeſſion von uns 
eingetauſcht worden iſt gegen eine unmittelbare Herabſetzung der 
Reparationsannuitäten um etwa den gleichen Betrag, und weiter 
iſt zu berückſichtigen, daß wohl auch der kühnſte Optimift von einer 
Reviſion, die durch eine Dawes-Krife erzwungen werden würde, 
kaum eine Neuregelung erwarten würde oder dürfte, die eine ge⸗ 
ringere Jahresleiſtung als 660 Millionen vorſähe. 

Suſammenfaſſend glauben wir fagen zu dürfen: Die Bedeutung 
der Transfer-Klaufel des Dawes-Planes ift nicht in ihrer un- 
mittelbaren wirtſchaftlichen und finanziellen Schutzwirkung zu ſehen. 
Dieſe ift nach der bisherigen Erfahrung und auf Grund theoretiſcher 
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Überlegungen als äußerſt fragwürdig anzuſehen. Der praktiſche 
Wert der Transfer-Klaufel iſt vielmehr politiſcher Natur. Die 
Exiſtenz der Transfer⸗Klauſel hat verhindert, daß die Reparations⸗ 
verpflichtung aus einer politiſchen Schuld in eine privatrechtliche 
Schuld verwandelt werden konnte. Selbſt die Eiſenbahn⸗ und In⸗ 
duſtrie⸗Gbligationen waren, da die Leiſtungen auf fie ebenfalls der 
Transfer-Klaufel unterlagen, praktiſch unveräußerlich. Die Repas 
ration blieb daher in voller Höhe ein Schuldverhältnis zwiſchen 
Staaten und war damit jeweils abhängig von der weltpolitiſchen 
Konſtellation. Wir durften erwarten und die Reparationsgläubiger 
mußten befürchten, daß früher oder ſpäter bei veränderten welt- 
politiſchen Derhältniffen dieſer Schuldtitel revidiert werden würde. 
Für die Gläubiger bedeutet dies ein Riſiko, für uns eine Chance. 
Der Noung-Plan löſt für einen Teilbetrag, nämlich für eine 
Annuität von durchſchnittlich 660 Millionen, dieſes Kiſiko bzw. 
diefe Chance ab gegen einen Kaufpreis von jährlich 600 — 700 Mil- 


lionen, um die uns gegen den Dawes⸗Plan die Reparation er- 
mäßigt worden ift (wenn man außer der Normalleiſtung von 
2,5 Milliarden auch die Wirkung des Wohlſtandsindex ganz vor⸗ 
ſichtig bewertet). Für den überwiegenden Teil der reduzierten 
Annuität, nämlich für durchſchnittlich 1400 Millionen, von der Ge- 
ſamtdurchſchnittsannuität von 2050 Millionen, iſt, wenn auch in 
einer anderen Form als im Dawes⸗Syſtem, praktiſch mit demſelben 
Erfolge der politiſche Charakter der Schuld erhalten geblieben und 
damit das gleiche Rififo und die gleiche Chance, wie fie nach dem 
Dawes⸗Syſtem gegeben war. Wir erlangen daher mit dem Noung- 
Plan, ohne uns für den überwiegenden Teil der Reparationsver⸗ 
pflichtungen, der Vorteile, die das Dawes-Syitem bot, zu begeben, 
eine weſentliche materielle Entlaſtung und politiſch gleichzeitig die 
Wiederherſtellung unſerer Souveränität durch die Befeitigung des 
geſamten Kontrollapparates des Dawes-Planes und die Befreiung 
des Rheinlandes. 


Die Minderheitenfrage auf der 10. Völkerbundsverſammlung. 


Don Otto Recklinghauſen. 


Es ift nicht verwunderlich, daß die diesjährige Völler- 
bundsverſammlung ganz unter dem Eindruck der Haager 
Konferenz ſteht, die ihr zeitlich unmittelbar voranging. Iſt 
doch durch die im Haag endlich erzielte Einigung über die 
Reparations- und Käumungsfrage die Bahn freigemacht 
worden für den weiteren Ausbau aller Beſtrebungen, die auf 
eine cFeſtigung der Friedensordnung hinzielen, Beſtrebungen, 
die fih mit den letzten Zielen des Völkerbundes decken. Auf 
dieſer Linie bewegen ſich die in den erſten Sitzungen des 
Völkerbundes von den Vertretern verſchiedener Staaten ab⸗ 
gegebenen Erklärungen über ihre Bereitwilligkeit zur Unter⸗ 
zeichnung der Fakultativklauſel des Statuts des Ständigen 
Internationalen Gerichtshofs ſowie die von britiſcher Seite 
gemachten Vorſchläge, die darauf abzielen, die Beſtimmungen 
der Völkerbundsſatzung mit dem Grundſatz des Kellogg- 
Pakts in eine vollkommene innere Harmonie zu bringen. Nach 
der gleichen Richtung wirkt der von der britiſchen Labour⸗ 
Regierung ausgehende Impuls zur Neubelebung des Tempos 
und der Intenſität der Abrüſtungsverhandlungen und letzten 
Endes auch die von Briand verkündete Idee eines engeren 
Suſammenſchluſſes der europäiſchen Staaten. 

Wenn die angedeuteten Probleme zum beherrſchenden 
Mittelpunkt der diesjährigen Tagung geworden ſind, ſo liegt 
darin zugleich die pſychologiſche Erklärung für die Tatſache, 
daß andere Fragen, und nicht nur ſolche zweiten Ranges, 
mehr oder weniger in den Hintergrund gedrängt worden ſind. 
Das gilt im beſonderen für die Minderheitenfrage, die in der 
heute abgeſchloſſenen Generaldebatte über die Tätigkeit des 
Völkerbundes im vergangenen Jahre nicht ganz den ihr ge⸗ 
bührenden Platz gefunden hat. Wenn trotzdem eine Reihe von 
Rednern, darunter auch Vertreter von nicht unmittelbar 
intereſſierten Staaten, das Minderheitenproblem in den Kreis 
ihrer Betrachtungen gezogen haben, ſo darf das einmal als 
bedeutungsvolle Auswirkung des von kanadiſcher und deutſcher 
Seite im Völkerbundsrat gemachten Vorſtoßes, Andererjeits 
aber auch als unmittelbarer Erfolg der eingehenden Aus⸗ 
führungen des Reichsminiſters Dr. Streſe⸗ 
mann in feiner großen Rede in der Sitzung vom 9. d. Mts. 
gewertet werden. 

Einleitend betonte Dr. Streſemann, daß ſeine Demarche 
im Rat in erſter Linie darauf abgezielt habe, die vom Völker⸗ 
bund übernommene Garantie des Minderheitenſchutzes und 
die ſich daraus ergebenden Rechte und Pflichten in ihrer Ge⸗ 
ſamtheit und in ihrem grundſätzlichen Charakter einer ernſten 
Nachprüfung zuzuführen. Er ſtellte feſt, daß im Sinne der 
kanadiſchen und deutſchen Anträge auf dem Gebiete des Der- 
fahrens bei der Behandlung von Beſchwerden der Minder⸗ 
heiten die eingehende Debatte im Rat zu Beſchlüſſen geführt 
habe, die die Hoffnung rechtfertigt, daß die Garantie des 
Völkerbundes wenigſtens auf dieſem Teilgebiet wirkſamer 
geſtaltet und dadurch das Vertrauen bei den Minderheiten 
ſelbſt wiederhergeſtellt werde. Aber auch die vollkommenſte 
Regelung der Derfahrensfrage — jo führte Streſemann 
weiter aus — könne nicht zu den erhofften Ergebniſſen führen, 
wenn nicht innerhalb des Völkerbundes völlige Klarheit und 
Einigkeit über das zu verfolgende Ziel beſtehe. Darum fei das 
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Beſtreben der deutſchen Regierung darauf gerichtet geweſen, 
eine Klärung darüber herbeizuführen, wie Sinn und Trag⸗ 
weite der Garantiepflicht des Völkerbundes zu verſtehen iſt. 
Vor allem verbleibe die deutſche Regierung bei der in ihrer 
Denkſchrift vertretenen Überzeugung, daß der Völkerbund fich 
nicht auf die Erledigung einzelner Beſchwerden beſchränken 
dürfe, ſondern daß er nach dem geltenden Minderheitenrecht 
darauf Bedacht zu nehmen habe, fih fortlaufend und all- 
gemein Gewißheit darüber zu verſchaffen, wie ſich das 
Schickſal der Minderheiten unter den in Kraft befindlichen 
Verträgen geſtaltet. Er hoffe daher, daß der Völkerbund ſich 
in abſehbarer Zeit für die Behandlung der Minoritätenfrage 
ein beſonderes Organ ſchaffen werde, wie das für die wirt⸗ 
ſchaftliche und Mandatsfrage bereits geſchehen iſt. Er er⸗ 
innerte an die Ausführungen des holländiſchen und des 
ſchweizeriſchen Vertreters auf der vorigen Bundesverſamm⸗ 
lung, die den Gedanken einer permanenten Minderheiten- 
kommiſſion zum Studium empfohlen haben. Dr. Streſemann 
bezeichnete es als ſelbſtverſtändlich, daß alljährlich die ſechſte 
Kommiſſion des Völkerbundes fih auch mit der Tätigkeit des 
Völkerbundes auf dem Gebiete des Minderheitenſchutzes be- 
faſſe. Wenn er in dieſem Jahre davon abjehe, einen for⸗ 
mellen Antrag auf Überweiſung der Minderheitenfrage an die 
ſechſte Kommiſſion zu ſtellen, jo geſchehe dies einerjeits aus 
dem Grunde, weil die deutſche Regierung ihren Standpunkt 
in den letzten Ratstagungen ſowohl wie in ihrer Denkſchrift 
ausführlich dargelegt habe, andererſeits aber aus der Er⸗ 
wägung, daß das geſamte Material über die Behandlung des 
Minderheitenproblems im Rat erſt vor wenigen Wochen den 
Mitgliedsſtaaten des Völkerbundes zugegangen ſei. Für alle 
kommenden Jahre behielt ſich Dr. Streſemann die Stellung 
eines entſprechenden Antrages ausdrücklich vor. Seine Aus- 
führungen über den Minderheitenſchutz ſchloſſen mit der all⸗ 
gemeinen Bemerkung, daß es in der Stellungnahme zu dem 
Minderheitenproblem keinen Anterſchied gebe zwiſchen 
intereſſierten und nicht intereſſierten Staaten. „Es handelt 
ſich hier um ein Problem, das gerade nach dem Grundprinzip 
des nach dem Krieg geſchaffenen neuen Regimes den Dölker- 
bund in feiner Geſamtheit angeht.. Widmet ſich der Völker⸗ 
bund dieſer ſeiner großen Aufgabe mit der gebotenen Energie, 
ſo wird er damit ein wichtiges Element für die Erhaltung 
des Friedens ſchaffen. Denn der Friede unter den Völkern 
wird um ſo beſſer geſichert ſein, je mehr das unverzichtbare 
Menſchenrecht auf Mutterſprache, Kultur und Religion, un⸗ 
beſchadet der ſtaatlichen Grenzen, geachtet und geſchützt wird. 
Wer hierfür eintritt, dem kann unmöglich der Vorwurf 
gemacht werden, daß er die Gefahr der Auseinanderſprengung 
eines Staates heraufbeſchwöre.“ 

Als ein erfreuliches Seichen für die wachſende Er- 
kenntnis der Bedeutung des Minderheitenproblems iſt die Tat⸗ 
ſache zu begrüßen, daß der engliſche Premier- 
miniſter in feiner großen Rede darauf hingewiefen hat, 
daß keine Grenzziehung in Europa völlig einheitliche Staaten 
unter nationalem Geſichtspunkt ſchaffen könne. Für die Auf⸗ 
gabe des Staates auf dem Gebiet des Minderheitenſchutzes 
prägte MacDonald das ſchöne Wort, daß es das höchſte Dor- 
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20. März 1919. 


Die Sachverständigen Davis (Amerika), Montagu Eng- 
land) und Loucheur (Frankreich) kommen in ihrem Bericht 
über die Reparationsfrage zu dem Ergebnis, daß Deutsch- 
land binnen 20 bis 30 Jahren 10 bis 20 Milliarden Dollar 
zahlen könne. Der Schaden, für den es nach „siriktester 
Auslegung des Notenwechsels zwischen Präsident Wilson 
und der deutschen Regierung“ verantwortlich sei, beirage 
schätzungsweise 25 Milliarden Dollar. Diese Summe müsse 
es wenigstens bezahlen. Beschränke man die Reparations- 
forderung auf diese von den Deutschen angenommene Aus- 
legung der Rechtslage, so werde das Weltgewissen Deuisch- 
land zur Bezahlung dieser Summe zwingen. Verpflichte man 
Deuischland zwangsweise zu mehr, so werde es nach 
wenigen Jahren die ganze Verpflichtung als etwas Auf- 
gezwungenes verwerfen und darin vom Weltgewissen unter- 
stützt werden. „Wir empfehlen daher, daß an Deutschland 
die Forderung gestellt werde, eine Gesamisumme von 
30 Milliarden Dollar zu bezahlen“, und zwar zur einen Hälfte 
in Dollar, Sterling und Goldfranken, zur anderen Hälfte in 
deutscher Valuta. 
2 25. März 1919, — — 

Lloyd George wendet sich in einer Denkschrift 
gegen die maßlosen Forderungen der Franzosen und ihrer 
Gefolgschaft und fordert einen gerechien Frieden, der auch 
dann nicht zu neuen Kämpfen führe, wenn die, die wissen, 
was der Krieg bedeutet, nicht mehr sein werden. „Nehmt 
Deutschland seine Kolonien, schraubt seine Heeresmacht auf 
eine Polizeitruppe herunter, verringert seine Flotte auf den 
Stand einer Macht fünften Ranges; .. wenn es sich im 
Grunde durch den Frieden von 1919 ungerecht behandelt 
fühlt, wird es Mittel und Wege finden, an seinen Unter- 
drückern Vergeltung zu üben.“ Daher harte, aber gerechte 
Bedingungen. „Ungerechtigkeit und Übermut in der Stunde 
des Sieges werden nie vergessen, nie vergeben werden.“ 
Vom Deutschen Reich dürften nicht mehr 
Deutsche als unbedingt erforderlich, los- 
gerissen werden. „Ich kann mir keine größere Ursache 
künftiger Kriege denken, als das deutsche Volk, das sich 
als eine der lebensfähigsten, mächtigsten Rassen der Welt 
erwiesen hat, mit einer Zahl kleiner Staaten zu umzingeln, 
von denen manche aus Völkern bestehen, die in der Ver- 
gangenheit niemals eine sichere Regierungsgewalt hatten, und 
von denen jeder große Massen von Deutschen enthält, die 
nichts anderes verlangen, als sich mit ihrer alten Heimat zu 
vereinigen. Der Vorschlag der polnischen Kommission, der 
2 100 000 Deutsche unter die Herrschaft eines Volkes 
zwingen will, das einem anderen Glauben angehört, das in 
seiner ganzen Geschichte nicht ein einziges Mal die Fähig- 
keit einer lebenskräftigen Selbsiregierung bewiesen hat, 
muß meiner Ansicht nach früher oder später zu einem 
neuen Kriege in Osteuropa führen.“ „In zweiter Linie 
schlage ich vor, daß die Reparationszah- 
lungen möglichst mit der Generation, die 
den Krieg geführt hat, ihr Ende finden 
sollen.“ Bei der drohenden Gefahr, daß Deuischland mit 
dem Bolschewismus gemeinsame Sache mache, gebiete die 
Klugheit, Deutschland einen Frieden anzubieten, „der in 
seiner Gerechtigkeit von allen vernünftigen Menschen dem 
Bolschewismus vorgezogen würde. Ich würde daher 
die Friedensbedingung in den Vordergrund 
stellen,daßwirDeutschland, wennes unsere 
Bedingungen, insbesondere bezüglich der 
Reparation, annimmt, den Zugang zu allen 
Rohstoffen und zu allen Weltmärkten, zu 
gleichen Bedingungen wie uns selbst öff- 
nen und unser Möglichstes tun, um Deutsch- 
land zum Wiederaufbau zu verhelfen. Wir 
können es nicht verstümmeln und gleich- 
zeitig verlangen, daßes zahle. Schließlich: 
Wir müssen Bedingungen anbieien, deren 
Durchführung eineihrer Verantwortung be- 
wußte deutsche Regierung auf sich neh- 
men kann.“ 


Versailler 


Vertrages Fortsetzung.) 


Ein wesentlicher Teil des Friedensgebäudes sei die 
Bildung des Völkerbundes als wirksamen Wächter des inter- 
nationalen Rechts und der internationalen Freiheit. „Soll das 
erreicht werden, so ist es unerläßlich, daß die zur Leitung 
des Völkerbundes bestimmten Mitglieder unter sich zu einer 
Übereinkunft über die Rüstungen gelangen. Meiner Über- 
zeugung nach ist es nutzlos, von Deutschland eine beständige 
Beschränkung seiner Rüstung zu verlangen, wenn wir nicht 
bereit sind, dieselbe Beschränkung bei uns durchzuführen... 
Ist eine solche Verständigung nicht erreicht, bevor der Ver- 
trag selbst unterschrieben ist, so wird der Völkerbund nur 
eine Schande und ein Spott sein.“ — „Ich möchte fragen, 
warum Deutschland, wenn es die Bedingungen . . . annimmt, 
nicht in den Völkerbund aufgenommen werden soll, wenigstens 
sobald es eine gefestigte und demokratische Regierung be- 
sitzen wird..“ 

31. März 1919, 


Clemenceau beantwortet Lloyd Georges Denkschrift 
vom 25. März: Wenn man Deutschland beruhigen wolle, 
dürfe man die Mittel dazu nicht wie Lloyd George in Europa 
suchen. Man habe Deutschland aus seiner Stellung als Weli- 
macht gedrängt, indem man ihm alle Kolonien, die ganze 
Kriegsfloffe, einen Teil der Handelsflotte und seine Außen- 
märkte abgenommen habe oder abnehme. Auf diesem 
Gebiete müsse man ihm Zugeständnisse machen. Gerade 
durch die von Lloyd George vorgeschlagene Methode werde 
der Bolschewismus gefördert. Die neuen Staaten, inbe- 
sondere Polen und Böhmen, hätten bisher kraft ihres National- 
gefühls dem Bolschewismus widerstanden. Verleke man dieses 
Nationalgefühl, indem man ihnen zugunsten Deutschlands 
unannehmbare Grenzen aufzwinge, so würden sie die Beute 
des Bolschewismus werden. Der Friede müsse übrigens 
nicht nur Deutschland, sondern auch den Alliierten als ge- 
recht erscheinen. Nach Lloyd Georges Vorschlag würden 
die Seemächte eine ganze Anzahl vollständiger und ab- 
soluter Garantien erhalten (deuische Kolonien, Auslieferung 
der deutschen Kriegs- und Handelsflotte, Ausschließung 
Deutschlands von den Auslandsmärkten), während die Fest- 
landsstaaten nur Teilzugeständnisse erhalten würden. Das 
sei eine Ungleichheit, die einen schlechten Einfluß auf die 
Nachkriegsbeziehungen der Alliierten untereinander haben 
könne. 

2. April 1919, 

Lloyd George entgegnet auf Clemenceaus Schreiben 
vom 31. März: „Wenn es Herrn Clemenceau so scheint, als 
ob meine Vorschläge Großbritannien begünstigten, so rührt 
dies daher, daß ich, bevor ich sein Schreiben gelesen hatte, 
der irrigen Ansicht war, daß Frankreich auch Wert auf 
Kolonien, Schiffe, Reparation, Entwaffnung, Syrien und auf 
die Bürgschaft lege, daß England mit seiner ganzen Streit- 
macht an Frankreichs Seite stehen werde, sobald es an- 
gegriffen wird. Ich bedaure meinen Irrtum und werde mich 
bemühen, ihn künftig zu vermeiden.“ 


3. bis 7. April 1919. 

In den Sitzungen des Viererrats widersetzen sich die 
Franzosen hartnäckig der amerikanischen Forderung, daß 
eine feste Summe für die deutschen Reparationsverpflich- 
lungen festgelegt werden müsse. Wilson, der bei Lloyd 
George keine rechte Unterstützung findet, gibt schließ- 
lich nach. 

7. April 1919. 

Angesichts der Hartnäckigkeit, mit der die Franzosen 
und die Italiener ihre mit dem Vorfriedensverirag vom 
5. November 1918 unvereinbaren Forderungen vertreten, 
droht Präsident Wilson mit seiner Abreise, indem er das 
Kriegsschiff „George Washington“ nach Frankreich beordert. 

Seinem Pressechef sagte Wilson: „Wir haben unter- 
einander Abmachungen getroffen, und wir sind mit Deutsch- 
land bezüglich bestimmier allgemeiner Grundsätze überein- 
gekommen. Der ganze Verlauf der Konferenz 
bedeutet eine Reihe von Versuchen, be- 
sonders von seiten Frankreichs, dieses Ab- 
kommen niederzureißen, Landzuwachs zu 
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erlangen und vernichfende Entschädigungen 
aufzuerlegen. Das einzig wahre Interesse Frankreichs 
an Polen besteht in der Schwächung Deuischlands, indem 
Polen Gebiete zugesprochen werden, auf die es kein An- 
recht besitzt.“ 

8. April 1919, 

Lloyd George trilt in der Saarfrage auf Frank- 
reichs Seite. Wilson stimmt nur dem Entwurf der wiri- 
schaftlichen Bestimmungen (Übereignung aller Saarkohlen- 
gruben an Frankreich) zu, lehnt aber jede Anderung der 
politischen Lage des Saargebietes ab. Zur Schlichtung 
etwaiger durch die wirtschaftlichen Bestimmungen sich er- 
gebender Streitigkeiten schlägt er die Einsetzung einer 
Schiedskommission vor. 


9, April 1919, 

In der Saarfrage besiehen die Franzosen auf der 
Einrichtung eines besonderen politischen und Verwaltungs- 
regimes. Lloyd George stimmt ihnen bei. 
leistet zunächst noch Widerstand, gibt aber schließlich nach, 
um sich Clemenceaus Unterstützung für den Völkerbunds- 
plan zu sichern. Es gelingt ihm nur noch zu verhindern, daß 
Frankreich das Völkerbundsmandat über das Saargebiet 
erhält. 

10. April 1919. 


Der Viererrat genehmigt das Saarstatut. 


11. Aprıl 1919. 

Vierte Vollsitzung der Konferenz. An- 
nahme des Berichts für die internationale Arbeits- 
gesetzgebung (u. a. Festsetzung von Mindesflöhnen, 
Achtstundentag) und des Vorschlags, eine Arbeiter- 
konferenz nach Washingion einzuberufen, an der jedoch 


Vertreter der feindlichen Staaten nicht teilnehmen 
sollen. z 
12. April 1919. 

Die französischen Sicherheitsforderungen, namentlich 


auch eine langjährige Besetzung der Rheinlande, ablehnend, 
erklärt Wilson den Franzosen, daß das gemeinsame 
amerikanisch-englische Bündnisangebot vom 14. März das 
Höchsimaß dessen sei, was er für Sicherheit Frankreichs 
für erforderlich halte und was die Vereinigten Staaten zu- 
gestehen könnten. 

12. April 1919. 

Der amerikanische Sachverständige Bernard M. Baruch 
wendet sich in einem Brief an Lord Robert Cecil gegen 
dessen Vorschlag, zur Untersuchung der wirtschaftlichen 
Lage Europas einen besonderen Ausschuß zu bilden. Alle 
Regierungen seien sich „über die zunehmende 
Schwierigkeit der wirtschaftlichen Lage in Europa klar. 
Die alliierten Regierungen haben die Macht, dieser Lage 
durch Aufhebung der Verbote, die den Handel einengen, ab- 
zuhelfen; alle haben sich jedoch geweigert, dies zu tun.“ 
„Welchen Wert hat die Einsetzung einer Kommission zur 
Erörterung dieser Fragen, nachdem bereits eine Lösung den 
verschiedenen Regierungen anempfohlen wurde und dennoch 

nichts geschah, obwohl ganz Europa leide? Das Heil der 
Welt muß auf der Initiative der einzelnen beruhen, der 
individuelle Kredit kann dort errichtet werden, wo der Kredit 
der Regierungen geschwunden ist... Sie selbst gerade 
haben bemerkt, daß, obwohl Europa in Flammen sieht, ge- 
wisse Regierungen sich geweigert haben, Lokomotiven, die 
jetzt nutzlos dastehen, Ländern zur Verfügung zu stellen, 
deren Siruktur der Auflösung nahe ist... Ich schlage vor, 
daß wir keine weitere Kommission schaffen, um den Re- 
gierungen anzuraten, Dinge zu tun, die zu jun ihnen bereits 
angerafen wurde, die jetzt geian werden könnten, und die, 
wie wir alle wissen, der Lage abhelfen würden, aber troiz- 
dem nicht getan werden. Lassen Sie uns lieber unsere 
Kräfte vereinigen, um unsere Regierungen dazu zu bringen, 
diese-Dinge jetzt wirklich zu tun.“ 


12. April 1919, 


Der französische Finanzminister Klotz legt dem Rat der 
Vier einen Entwurf der finanziellen Bedingungen vor. 
Danach soll Deuischland auf seine Reparalionsschuld 
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24 Milliarden Goldmark anzahlen, und zwar 16 Mil- 
liarden binnen drei Monaten, 8 Milliarden binnen einem Jahr 
nach Abschluß des Vertrages. Vom zweiten Vertragsjahr 
ab sollen Jahresleistungen geleistet werden, die mit acht Mil- 
liarden beginnen und jährlich um 2 v.H, steigen sollen. Die 
Anzahl der Leistungsjahre soll durch eine internationale 
Kommission festgesetzt werden. 


14. April 1919, 

Lord Robert Cecil antwortet Baruch auf dessen Brief 
vom 12. April. Er teile Baruchs Ansicht, daß alle nicht als 
notwendig erwiesenen Einschränkungen aufgehoben werden 
sollten. Er glaube aber nicht, daß sich die wirtschaftliche 
Lage durch persönliche Initiative reilen lasse; und nur aus 
diesem Grunde habe er auf die Einsetzung eines kleinen 
Sachverständigenausschusses gedrängt. „Vielleicht wird das 
Ergebnis der Untersuchung erweisen, daß ohne großzügige 
amerikanische (staatliche) Hilfe nichts zu machen ist, und 
vielleicht wird Amerika diese Hilfe ablehnen. Beabsichtigt 
Amerika wirklich eine derartige Haltung einzunehmen, so 
dürfen Sie es mir nicht verübeln, wenn ich Ihnen sage, daß 
es sie dann öffentlich und vor aller Welt vertreten sollte. 
Dann werden wir in Europa den Umfang des Problems, das 
vor uns steht, erst kennen.“ 


15. April 1919, 

Präsident Wilson stimmt einer 15jährigen Besetzung des 
linken Rheinufers und der rechisrheinischen Brückenköpfe 
zu. — Clemenceau ist „schlechthin entzückt“ über dies Zu- 
geständnis. 

17. April 1919. 

Wilson stimmt dem Investigationsrecht 
bundes in Deutschland zu. 


22. April 1919, 

Der Viererrat stimmt den endgültigen Bestimmungen 
über die Entmilitarisierung der Rheinlande zu. Darin ist 
auch die nur für das enimilitarisierie Gebiet geltende Be- 
stimmung über das Investigationsrecht des Völkerbundes 
enthalten. Das unter französischer Leitung stehende 
Redaktionskomitee setzt aber entgegen der ausdrücklichen 
Weisung des Viererrats und ohne dessen Wissen die Investi- 
gationsbestimmung an das Ende des Teils V (Entwaffnungs- 
bestimmungen) des Vertrages, so daß sie für ganz Deutsch- 
land Gültigkeit erhält. 


23. April 1919, 

Lloyd George übersendet Wilson den Finanzplan des 
englischen Sachversländigen Keynes. Die Grundzüge dieses 
Planes sind folgende: Deutschland, Österreich, Ungarn und 
Bulgarien geben insgesamt £ 1 345 000 000 (davon Deutsch- 
land £ 4000000000) mit 4% zu verzinsende und mit 1% 
zu tilgende Schuldverschreibungen aus. Alle vier Staaten 
garantieren die Zinszahlung gemeinschaftlich und einzeln. 
Für den Fall des Versagens übernehmen die hauptsäch- 
lichsten alliierten und assoziierten Mächte, die drei skandi- 
navischen Mächte, ferner Holland und die Schweiz, die 
Zinsengarantie. Von den deutschen Schuldverschreibungen 
werden Æ 720000000 zur Bezahlung der Reparationen, 
£ 76.000 000 zur Befriedigung der Forderungen der Neutralen 
verwendet, & 200 000 000 verbleiben Deutschland zum An- 
kauf von Lebensmitteln und Rohstoffen. Die Schuldver- 
schreibungen sollen zur Bezahlung aller Schulden zwischen 
sämtlichen alliierten und assoziierten Regierungen ange- 
nommen werden, bei den Zentralbanken aller ausgebenden 
und garantierenden Staaten als erstklassige Ehrendarlehn 
gelten und in diesen Staaten von jeder Steuer befreit sein. 


25. April 1919, 

Der französische Plan, Bayern durch eine besondere 
Organisation zur besseren Lebensmittelversorgung zum 
Abfall vom Deutschen Reich zu bewegen, wird fallen ge- 
lassen, da ihn der oberste Wirtschaftsrat der Alliierten als 
wirtschaftlich undurchfjihrbar erklärt. 


26. April 1919. 


Im Viererrat erklärt Wilson, daß die Entwaffnungsbe- 
stimmungen für Deutschland „annehmbarer gemacht würden, 


des Völker- 
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wenn sie als Anbahnung einer allgemeinen Rüstungsbe- 
schränkung für alle Nationen überreicht würden“. Seinem 
Vorschlage entsprechend erhält Teil V des Versailler Ver- 
trages folgende, alle Unterzeichnermächte verpflichtende 
Einleitungsformel: „Um die Einleitung einer allgemeinen 
Rüstungsbeschränkung aller Nationen zu ermöglichen, ver- 
pflichtet sich Deutschland, die im folgenden niedergelegien 
Bestimmungen über das Landheer, die Seemacht und die 
Luftfahrt genau innezuhalten.“ 


28. April 1919. 

Fünfte Vollsitzung der Konferenz Der 
endgültige Entwurf der Völkerbundssikung wird einstimmig 
angenommen. 2 

28. April 1919. 

Poincaré fordert in einem Schreiben an Clemenceau, 
daß die Besetzung der Rheinlande bis zur vollständigen Be- 
zahlung der Reparationen durch Deutschland dauern müsse. 
„Alles spricht für eine Besekung als Zubehör und Pfand der 
Forderung. Die eine muß aufhören, wenn die andere erlischt. 
Weder früher noch später.“ 


29. April 1919. 

Clemenceau unterbreitet dem Viererrat einen Vorschlag 
Jules Cambons, daß die deutschen Bevollmächtigten aufge- 
fordert werden sollten, Beglaubigungsschreiben nicht nur 
von der Reichsregierung, sondern auch von sämtlichen 
deutschen Bundesstaaten vorzulegen. Staatssekretär Lansing 
erklärt am 30., daß die Befugnis zum Friedensschluß aus- 
schließlich der Reichsregierung zusiehe. 


5. Mai 1919. 

Wilson lehnt in einem Brief an Lloyd George den 
Finanzplan Keynes (s. oben 23. April) als unausführbar ab, 
da er „mancher Elemente wirtschaftlicher und finanzieller 
Vernunft“ entbehre. Es werde nicht möglich sein, „vom 
Kongreß der Vereinigten Staaten die Ermächtigung. zu er- 
langen, eine föderale Garantie für Schuldverschreibungen 
europäischen Ursprungs zu geben“. Soweit irgend möglich, 
sollten derartige Kredite auf privatem Wege und nicht durch 
die Regierungen beschafft werden. Um tatsächliche Fort- 
schritte zu erzielen, habe er seine Ratgeber um Vorschläge 
ersucht. „Inzwischen könnte ich vielleicht Ihre Aufmerk- 


samkeit auf die folgenden Tatsachen und Erwägungen 


lenken: 

a) Deutschland braucht Betriebskapital. Ohne das wird 
es nicht imstande sein, sein industrielles Leben neu in Gang 
zu seen, und daher auch unfähig sein, einen wesentlichen 
Fortschritt bezüglich der Reparationen zu machen, aber 

b) die Bestimmungen der Reparationsklauseln des vor- 
geschlagenen Friedensvertrages fordern, daß Deutschland 


sofort sein gesamtes Betriebskapital ausliefern soll, d. h. 
tatsächlich seine gesamten flüssigen Aktivbestände, 


c) Gleichzeitig wird de facto der Vorschlag gemacht, 
daß Amerika in erheblichem Maße diesen Fehler guimachen 
solle, indem es in der einen oder anderen Form Kredit und 
damit Betriebskapital für Deutschland beschafft.“ 

„Während der Erörterung der Reparation hat die ameri- 
kanische Delegation ständig den anderen Delegierten 
gegenüber ausgeführt, daß die vorgeschlagenen Pläne 
Deutschland unzweifelhaft der Mittel berauben würden, 
irgendwelche namhaften Reparationszahlungen zu leisten. 
Aber so oft einer von uns diesen Punkt betonte, erhob sich 
sofort die Anklage, daß er prodeutsch sei. Unsere Dele- 
gation gab endlich zu den aufgesekten Reparationsklauseln 
ihre Zustimmung nur deshalb, weil das Reparationsproblem 
in erster Linie Frankreich, Großbritannien, Belgien und die 
andern europäischen Länder betraf und nicht Amerika. 
Amerika war... sieis bereit und wird immer bereit sein, 
seinen vollen finanziellen Anteil zu leisten, um der all- 
gemeinen Lage aufzuhelfen. Aber Amerika hat selbst 
große Schwierigkeiten.. Wie kann man von Ihren oder 
unseren Sachverständigen erwarten, daß sie einen neuen 
Plan ausarbeiten, um für Deutschland Betriebskapital zu 
beschaffen, wenn wir vorsätzlich damit anfangen, Deutschland 
sein gesamtes vorhandenes Kapital fortzunehmen? 
Wie kann man von Amerika erwarten, daß es Deutschland 
in erheblichem Maße neues Beiriebskapital an Stelle dessen 
übermittle, das ihm nach dem Beschluß der europäischen 
Nationen fortgenommen werden soll? Diese Fragen beant- 
worten sich offenbar selbst, aber ich kann nicht umhin, sie 
doch zu stellen, da sie in so erheblichem Maße zu- einer 
ehrlichen Erwägung des ganzen schwierigen Problems 
gehören. 

5. Mai 1919, 

Im Viererrat wird fesigestellt, daß Clemenceau eigen- 
mächtig den Redaktionsausschuß der Konferenz angewiesen 
hat, in Art. 22 der Völkerbundssakung eine den Verein- 
barungen der Vierer nicht enisprechende Anderung des 
Wortlautes vorzunehmen, um Frankreich das Recht zu ver- 
schaffen, die Eingeborenen seiner Mandatsgebiete zu 
Kriegsdiensten zu verwenden. Die ursprüngliche Fassung 
wird wiederhergesfellf. — Es ist dies nicht der einzige Fall, 
in dem die Franzosen hinter dem Rücken Wilsons und Lloyd 
Georges den Vertrag in ihrem Sinne zu ändern versuchten. 


6. Mai 1919, 

Sechste (geheime) Vollsikung der Friedenskonferenz. 
Der Entwurf des Friedensvertrages mit Deutschland wird 
genehmigt. Marschall Foch fordert in einer aufsehen- 
erregenden Rede eine Nachprüfung der Bestimmungen über 
die Besekung, die dauern müsse, bis die Deutschen alles 
bezahlt: hätten, 


V. Die Versailler Friedensverhandlungen. 


18. April 1919, 

Der Oberste Rat der alliierten und assoziierten Mächte 
läßt deutsche Delegierte für den 25. April abends nach 
Versailles einladen, „um dort den von denaalliier- 
tenundassoziierten Mächten festgesetzten 
Text der Friedenspräliminarien in Empfang zu 
nehmen“. „Die deutsche Delegation soll 
strengstens auf ihre Rolle beschränkt 
bleiben und darf nur Personen umfassen, die für ihre 
besondere Mission bestimmt sind.“ 


19. April 1919. 


Außenminister Graf Brockdorff-Rankau läßt den alliier- 
ten und assoziierien Mächien mitteilen, daß die deutsche 
Regierung den Gesandten von Haniel, den Geheimen 
Legationsrat von Keller und den Wirklichen Legationsrat 
Ernst Schmitt nach Versailles senden werde, um „den Text 
des Entwurfs der Friedenspräliminarien“ enigegenzu- 
nehmen. 


20. April 1919, 


Die alliierten und assoziierten Mächte lehnen es ab, 
Abgeordnete zu empfangen, die lediglich zur Entgegen- 
nahme des Wortlauts der Friedensartikel ermächtigt sind. 
Sie fordern von der deutschen Regierung, „daß sie Bevoll- 
mächtige nach Versailles enisendet, die ebenso vollständig 
ermächtigt sind, die Gesamtheit der Friedensfragen zu ver- 
handeln, wie die Vertreter der alliierten und assoziierten 
Regierungen“, 

21. April 1919, 


s Graf Brockdorff-Rankau läßt den alliierten und asso- 
ziierten Mächten mitteilen, die deutsche Regierung habe 
„in der Voraussetzung, daß im Anschluß an 
die Übergabe des Entwurfs der Präli- 
minarien Verhandlungen über deren Inhalt 
beabsichtigt werden, folgende mit entsprechenden 
Vollmachten versehene Personen zu Delegierten be- 
stimmt: Reichsminisfer des Auswärtigen Graf Brockdorff- 
Rankau, Reichsjustizminister Dr. Landsberg, Reichspost- 
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minister Giesberts, Präsidenten der preußischen Landes- 
versammlung Leinert, Dr. Karl Melchior, Prof. Dr. Schücking“. 
Die Entsendung wird von der Zusicherung abhängig gemacht, 
daß den Delegierten und ihren Begleitern in ‚Versailles 
Bewegungsfreiheit sowie freie Benukung von Telegraph und 
Telephon zum Verkehr mit der deutschen Regierung 
gewährleistet ist. 
23. April 1919. 


Die Antwort der Alliierten auf die deutsche Note vom 
21. sagt zwar die geforderte Bewegungsfreiheit usw. der 
deutschen Delegierten zu, schweigt aber über die deutsche 
Voraussekung, daß Verhandlungen stattfinden sollen. — 
Die deutsche Regierung faßt das Schweigen als Zustimmung 
auf und beschließt, daß die deutsche Abordnung am 28. April 
nach Versailles abreisen soll. 


29. April 1919. 
Ankunft der deutschen Delegation in Versailles; Unter- 
bringung des Hauptteils in dem sireng abgesperrien Hotel 
des Reservoirs. 


30. Aprilbis 6. Mai 1919, 
Austausch und Prüfung der Vollmachten. 


7. Mai 1919, 
3 Uhr nachmittags, Überreichung der Friedensbedingungen 
im Hotel Trianon-Palast. Nachdem die deutschen 
Delegierten Plaß genommen haben, erhebt sich 
Clemenceau und sagt: „Meine Herren Delegierten 
des Deutschen Reiches! Es ist weder Zeit, noch 
ist hier der Ort für überflüssige Worte, Sie sehen 
hier vor sich die akkreditierten Vertreter der klei- 
nen und großen Mächte, die sich vereinigt haben, 
um den schrecklichen Krieg, der ihnen aufge- 
zwungen worden ist, zu Ende zu führen. Die 
Stunde der schweren Abrechnung 
ist gekommen. Sie haben uns um Frieden 
gebeten. Wir sind geneigt, ihn Ihnen zu ge- 
währen. Wir. überreichen Ihnen hiermit das 
Buch, das unsere Friedensbedingungen ent- 
hält. Damit Sie seinen Inhalt studieren können, 
werden Ihnen alle möglichen Erleichterungen 
gewährt, wobei die bei allen Kulturvölkern üb- 
lichen Höflichkeitsformen sich von selbst ver- 
stehen. Der Zweite Frieden von Versailles ist 
von den hier verirefenen Völkern zu teuer 
erkauft worden, als daß sie es über sich 
bringen könnten, allein die Folgen dieses Krieges zu tragen. 
Um Ihnen aber meine Auffassung vollständig mitzuteilen, 
muß ich hinzufügen, daß dieser Zweite Frieden von Ver- 
sailles allzu teuer von uns erkauft worden ist, als daß wir 
nicht entschlossen sein sollten, uns alle berechtigten Genug- 
` 4uungen und Sicherheiten für die Dauer dieses Friedens zu 
verschaffen, Ich habe jetztdie Ehre, den Herren 
Bevollmächtigten das von uns angenommene Ver- 
fahren für die Erörterung bekanntzugeben: 
Wenn jemand Bemerkungen zu machen hat, 
wird ihm natürlich das Wort erieilt werden. 
Eine mündliche Erörterung wird nicht stattfinden, und die 
Bemerkungen werden schriftlich zu überreichen sein. Den 
deutschen Bevollmächtigten isf eine Frist von 15 Tagen 
eingeräumt, um in französischer und englischer Sprache ihre 
schriftlichen Bemerkungen über den Vertrag als Ganzes zu 
überreichen, der in folgende Abschnitte zerfällt (Clemenceau 
verliest die Kapitelüberschriften). Vor Ablauf der fünfzehn- 
tägigen Frist haben die deutschen Vertreter die Möglichkeit, 
ihre Antworten zu übermitteln oder Fragen über die ein- 
zelnen Materien zu stellen. Nach Prüfung der innerhalb 
der obengenannten Frist überreichten Bemerkungen wird 
der Oberste Rat der deuischen Delegation eine schriftliche 
Antwort zukommen lassen, worin er die Frist angeben wird, 
in der sie die endgültige Gesamtantwort zu geben haben 
Wird. . .. die Erörterung wird sich, um Zeit zu gewinnen, 
so rasch als möglich in den von mir angegebenen Formen 
bewegen. Wenn jemand nach der Übersekung dieser. An- 
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sprache Bemerkungen vorzubringen hat, werden wir zu 
seiner Verfügung stehen.“ — Nach der übersekung gib! 
Graf Brockdorff auf Clemenceaus Frage zu erkennen, daß 
er das Wort wünsche, und verliest sizend folgende Er- 
klärung: „Meine Herren! Wir sind tief durchdrungen von 
der erhabenen Aufgabe, die uns mit Ihnen zusammengeführi 
hat, der Welt rasch einen dauernden Frieden zu geben. 
Wir iäuschen uns nicht über den Umfang unserer Nieder- 
lage, den Grad unserer Ohnmacht.. Wir kennen die 
Macht des Hasses, die uns hier enigegentritt. Und wir 
haben die leidenschaffliche Forderung gehört, daß die 
Sieger uns zugleich als Überwundene zahlen lassen und 
als Schuldige bestrafen wollen. Es wird von uns verlangt, 
daß wir uns als die allein Schuldigen am Kriege bekennen, 
ein solches Bekenntnis wäre in meinem Munde eine Lüge. 
Wir sind fern davon, jede Verantwortung dafür, daß es 
zu diesem Welikriege kam, und daß er so geführt wurde, 
von Deuischland abzuwälzen .. .. aber wir bestreiten nach- 
drücklich, daß Deutschland.. .. allein mit Schuld belastet 
ist... . die öffentliche Meinung in allen Ländern unserer 
Gegner hallt wider von den Verbrechen, die Deutschland 
im Kriege begangen habe. Auch hier sind wir bereit, getanes 
Unrecht einzugestehen . . . . Aber auch in der Art der, 
Kriegführung hat nicht Deutschland allein gefehlt. . Ich 
will nicht Vorwürfe mit Vorwürfen erwidern, aber wenn man 
gerade von uns Buße verlangt, so darf man den Waffen- 
stillstand nicht vergessen, sechs Wochen dauerte er, bis 
wir ihn erhielten, sechs Monate, bis wir Ihre 
Friedensbedingungen erfahren .. . Die Hundert- 
tausende von Nichtkämpfern, die seit dem 11. No- 
vember an der Blockade zugrunde gingen, wur- 
den mit kalter Überlegung getötet.... Daran 
denken Sie, wenn Sie von Schuld und Sühne 
sprechen ... Bei dieser Konferenz, wo wir 
allein.... der großen Zahl unserer Gegner gegen- 
überstehen, sind wir nicht schußlos, Sie selbst 
haben uns einen Bundesgenossen zugeführt: das 
Recht, das uns durch den Vertrag über die Frie- 
densgrundsäße gewährleistet ist.... Die ein- 
zelnen Grundsäße fordern von uns schwere.... 
Opfer .... Sie werden uns bereit finden, auf 
dieser Grundlage den Vorfrieden, den Sie uns 
vorlegen, mit der festen Absicht zu prüfen, in 
gemeinsamer Arbeit mit Ihnen Zerstörtes 
wieder aufzubauen, geschehenes Unrecht wieder 
guizumachen und der Menschheit neue Ziele 
` politischen und sozialen Fortschritis zu zei- 
gen.... Dabei wird es unsere Hauptaufgabe sein, 
die verwüstete Menschenkraft der beteiligten Länder 
durch internationalen Schuß von Leben, Gesundheit und 
Freiheit der arbeitenden Klassen wieder aufzurichten. Als 
nächstes Ziel betrachte ich den Wiederaufbau. . . Belgiens 
und Nordfrankreichs .. . Unsere beiderseifigen Sachver- 
ständigen werden zu prüfen haben, wie das deutsche Volk 
seiner finanziellen Entschädigungspflicht Genüge leisten 
kann, ohne unter der schweren Last zusammenzubrechen. 
Ein Zusammenbruch würde die Ersaßberechtigten um die 
Vorteile bringen, auf die sie Anspruch haben, und eine 
unheilvolle Verwirrung des ganzen europäischen Wirtschafts- 
lebens nach sich ziehen. Gegen diese drohende Gefahr 
müssen Sieger wie Besiegte auf der Hut sein. Es gibt nur 
ein Mittel, um sie zu bannen: das rückhaltlose Bekenntnis 
zu der wirtschaftlichen und sozialen Solidarilät der Völker, 
zu einem freien und umfassenden Völkerbund .... Das 
deutsche Volk ist innerlich bereit, sich mit seinem schweren 
Lose abzufinden, wenn an den vereinbarten Grundlagen des 
Friedens nicht gerüttelt wird. Ein Friede, der nicht im 
Namen des Rechts vor der Welt verteidigt werden kann, 
würde immer neue Widerstände gegen sich aufrufen. 
Niemand wäre in der Lage, ihn mit gutem Gewissen zu 
unterzeichnen, denn er wäre unerfüllbar ...“ 

Nach Beendigung der Erklärung fragt Clemenceau, ob 
weitere Bemerkungen gewünscht würden, und schließt hierauf 
um 3,50 Uhr nachmittags die Sitzung. Damit ist die ein- 
zige mündliche Verhandlung beendet. 
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recht der Mehrheit ſei, dafür zu ſorgen, daß die Minderheiten 
ſich in ihrem neuen Staatenverbande wohlfühlen und auf die 
Zugehörigkeit zu ihrem Staate ſtolz find. 
Der japaniſche Delegierte Adatei, fand in 
an Eigenſchaft als ſtändiger Berichterftatter für die 
inderheitenfrage naturgemäß nur anerkennende Worte für 
die Tätigkeit des Völkerbundes. Der Rat habe fich ſtets be- 
miht, die Schwierigkeiten des Problems zu meiſtern, die darin 
beſtehen, eine Harmonie herzuſtellen zwiſchen zwei ver⸗ 
ſchiedenen Elementen: dem heiligen Recht der Minderheiten 
und der Achtung vor der Einheit des Staates. Es ſei in dieſem 
Sufammenhang bemerkt, daß die Unparteilichkeit und Ge⸗ 
wiſſenhaftigkeit, mit der Herr Adatei ſelbſt die Minderheiten- 
fragen behandelt, auch in Deutfchland anerkannt werden ſollte. 
kanadiſche Vertreter, Dandurand, 
der dem deutſchen Reichsminifter des Auswärtigen bei ſeinem 
Dorftoß im Kate ein wertvoller Bundesgenoſſe geweſen iſt, 
ir die Quelle der Unzufriedenheit unter den betroffenen 
inderheiten in dem Umſtande, daß die Verträge den Minder- 
heiten nicht das Recht verliehen haben, ihre Beſchwerde un- 
mittelbar vor dem Völkerbundsrat anhängig zu machen. Aus 
dieſem Grunde ſeien ſeine Bemühungen beſonders darauf ge⸗ 
richtet geweſen, dem Verfahren eine größere Gffentlichkeit zu 
verleihen und die Minderheiten nicht auch als Informations- 
quelle im weiteren Verlauf der Behandlung ihrer Beſchwerde 
auszuſchließen. 

Der litauiſche Minifterpräfident Wolde⸗ 
maras beleuchtete die Frage im Hinblick auf die Zuſtände im 
öſtlichen Europa. Er kritiſierte die Tätigkeit des Dölleri 
bundes, der auf dem Gebiete des Mindergeitenſchutzes fich 
meiſtens mit weniger wichtigen Fragen beſchäftigt habe und 
nach dem erſten Schritt wieder von neuem in Untätigkeit zu 
verfallen drohe. Der Völkerbund dürfe nicht überſehen, daß 
im großen ruſſiſchen Reiche eine praktiſche Löſung der Natio⸗ 
nalitätenfrage fich anbahme, der man in vielleicht nicht ferner 
Zukunft als einer vollendeten Tatſache gegenüberſtehen würde. 

In ſehr wirkungsvoller Weiſe traten der ungariſche, 
wie auch der öſterreichiſche Delegierte dem von 


Dr. Streſemann eingenommenen Standpunkt bei. Während 
Graf Apponpi es für unbedingt erforderlich bezeichnete, 
daß die beſchwerdeführende Minderheit zum mindeſten 
Kenntnis von der Stellungnahme ihrer Regierung erhält, hob 
Bundeskanzler Streeruwitz mit Nachdruck hervor, daß 
über die wichtigen grundſätzlichen Fragen leider ein völliger 
Desakkord zutage getreten ſei. 

Der rumäniſche Vertreter, Mironescu, glaubte 
vor einer Überſpannung des Minderheitsprinzips warnen zu 
müſſen. Er beeilte fih aber, die Derfiherung hinzuzufügen, 
daß die rumäniſche Regierung ihre eigenen Minderheiten 
in liberaler Weiſe behandele und das Dorhandenfein von 
Minderheiten nicht als ein Übel, ſondern als eine Bereiche⸗ 
rung des Staates betrachte. 

Als letzter Redner kam der bulgarifhe Außen⸗ 
miniſter Buroff zu Wort, der die Notwendigkeit einer 
moraliſchen Abrüſtung unterſtrich, für die eine gerechte 
Löſung der Minderheitenfrage den erſten unerläßlichen Schritt 
bilde. Er ſchilderte ſodann eingehend die traurige Lage der 
bulgariſchen Minderheiten in gewiſſen Staaten ſowie die 
Schwierigkeiten, die dem bulgariſchen Staat durch das 
Surüdftrömen der Flüchtlinge aus den Minderheitengebieten 
erwachſen. 

Suſammenfaſſend darf feſtgeſtellt werden, daß zum 
mindeſten das eine erreicht und ſichergeſtellt worden iſt: daß 


die Minderheitenfrage nicht mehr von der Tagesordnung des 


Völkerbundes verſchwindet. Dafür geſorgt zu haben, werden 
die Minderheiten dem deutſchen Miniſter Dr. Streſemann 
Dank wiſſen. Sie dürfen überzeugt ſein, daß die Hoffnungen, 
die fie auf die Tätigkeit Deutſchlands im Völkerbund für eine 
Beſſerung ihres ſchweren Loſes ſetzen, auch in Fukunft nicht 
enttäuſcht werden. Dies vor allem aus dem Grunde, weil 
das Minderheitenproblem nicht etwa eine Frage im luftleeren 
Raum iſt, vielmehr eine Angelegenheit von höchſtem politiſchen 
Intereſſe darſtellt. Der Weg zu den vereinigten Staaten von 
Europa führt nicht nur über niedergelegte Zollmauern, 
ſondern auch über eine befriedigende Löſung des Minder⸗ 
heitenproblems. 


Deutſchland und die Kriegsſchuldfrage. 


Don Karl Shwendemann. 


In § ı des Geſetzentwurfs „Gegen die Verſklavung des 
deutſchen Volkes“, der zum Gegenſtand des Volksbegehrens ge- 
macht werden ſoll, ſteht, die Reichsregierung habe „den aus⸗ 
wärtigen Mächten unverzüglich in feierlicher Form Kenntnis 
davon zu geben, daß das erzwungene Kriegsſchuldanerkenntnis 
des Derfailler Vertrages der geſchichtlichen Wahrheit wider⸗ 
ſpricht, auf falſchen Vorausetzungen beruht und völkerrechtlich 
unverbindlich ift”, während der § 2 beſtimmt, die Keichs⸗ 
regierung habe darauf hinzuwirken, daß das Uriegsſchuld⸗ 
anerkenntnis des Artikels 251 förmlich außer Kraft geſetzt 
werde. Wer das lieſt, ohne darüber im Bilde zu ſein, welche 
Haltung die verſchiedenen, ſeit dem Ende des Urieges auf⸗ 
einanderfolgenden Reichsregierungen in der Uriegsſchuldfrage 
eingenommen haben, könnte auf die Idee kommen, daß das 
Volksbegehren etwas Neues enthalte, und daß die Reihs- 
regierung darin aufgefordert werde, etwas nachzuholen, was 
ſie bisher verſäumt habe. Hätten die Regierungen, die ſeit 
der Überreichung des Derjailler Vertrages Deutſchland führten, 
die Furückweiſung der Schuldlüge unterlaſſen, ſo wäre das 
unverantwortlich. Aber nur mangelhaftes Gedächtnis 
kann das behaupten. Es erſcheint deshalb notwendig, in 
Erinnerung zu bringen, wie die Haltung der deutſchen 
Regierungen, die feit dem Ende des Krieges die Geſchäfte 
des Deutſchen Reiches geführt haben, gegenüber der Kriegs- 
ſchuldfrage geweſen iſt. Es wird ſich daraus ergeben, daß 
in dem Volksbegehren keineswegs etwas Neues hinſichtlich der 
Kriegsfchuldfrage ſteht, ſondern daß jo ziemlich alle deutſchen 
Regierungen gerade das getan haben, was jetzt als etwas ſchein⸗ 
bar Neues und Großes auf dem Wege des Volksbegehrens 
durchgeſetzt werden ſoll. Ein Überblick über einige der wich⸗ 
tigſten Außerungen der deutſchen Regierungen bzw. deutſcher 
Politiker in verantwortlicher Stellung wird das deutlich machen. 


Bekanntlich hat die deutſche Regierung bereits bei den 
Friedensverhandlungen einen ſcharfen Kampf um die Kriegs- 
ſchuldfrage geführt. Schon am 29. November 1918 hat die 
Reichsregierung an die amerikaniſche, engliſche, franzöſiſche, 
italieniſche und belgiſche Regierung den Antrag gerichtet, eine 
neutrale Kommiſſion zur Prüfung der Frage der Schuld am 
Kriege einzuſetzen, der ſämtliche Regierungen ihr geſamtes 
Urkundenmaterial zur Verfügung zu ſtellen hätten. Auf der 
Friedenskonferenz ſelbſt, am 7. Mai 1919, erklärte der deutſche 
Außenminiſter Graf Brockdorff⸗Rantzau: „Es wird von uns 
verlangt, daß wir uns als die Alleinſchuldigen am Kriege be⸗ 
kennen. Ein ſolches Bekenntnis wäre in meinem Munde eine 
Lüge ... Das Maß der Schuld aller Beteiligten kann nur eine 
unparteiifche Unterſuchung feſtſtellen, eine neutrale Kommiffion, 
vor der alle Bauptperſonen der Tragödie zu Worte kommen, 
der alle Archive geöffnet werden. Wir haben eine ſolche Unter⸗ 
ſuchung gefordert, und wir wiederholen die Forderung...“ 
Am 21. Juni richtete der damalige Reichskanzler Bauer an 
den Präſidenten der Friedenskonferenz eine Note, in der 
folgendes ausgeführt wurde: Deutſchland legt weiter⸗ 
hin den größten Nachdruck auf die Erklärung, daß es den 
Artikel 251 des Friedensvertrages, der von Deutſchland 
fordert, ſich als alleinigen Urheber des Krieges zu bekennen, 
nicht annehmen kann und durch ſeine Unterſchrift nicht deckt 
Die Regierung der deutſchen Republik ift bereit, den Friedens ⸗ 
vertrag zu unterzeichnen, ohne jedoch damit anzuerkennen, daß 
das deutſche Volk der Urheber des Krieges ſei und ohne eine 
Verpflichtung zur Auslieferung nach Artikel 227 bis 250 des 
Friedensvertrages zu übernehmen.“ Aber der Haß der Feinde 
zwang dem olhmmächtigen Deutſchland auch die Unterſchrift 
unter den Artikel 231 des Verſailler Vertrages auf. In 
feierlicher Weiſe legte dagegen die deutſche Regierung am 
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25. Juni 1919 Derwahrung ein mit den denkwürdigen 
Worten: „Durch einen Gewaltakt wird die Ehre des deutſchen 
Volkes nicht berührt. Sie nach außenhin zu verteidigen, fehlt 
dem deutſchen Volke nach den entſetzlichen Leiden der letzten 
Jahre jedes Mittel. Der übermächtigen Gewalt weichend und 
otme damit ihre Auffaſſung über die unerhörte Ungerechtig⸗ 
keit der Friedensbedingungen aufzugeben, erklärt deshalb 
die Regierung der deutſchen Republik, daß ſie bereit iſt, die 
von den alliierten und aſſoziierten Regierungen auferlegten 
Friedensbedingungen anzunehmen und zu unterzeichnen..“ 


Nach Unterzeichnung des Friedensvertrages haben alle 
Regierungen Deutſchlands und fo ziemlich alle führenden 
deutſchen Staatsmänner immer und immer wieder gegen die 
Kriegsfchuldfrage Verwahrung eingelegt. So Außenminiſter 
Rathenau am 15. Juni 1922, Reichskanzler Wirth am 50. Sep- 
tember 1922, der letztere mit den Worten: „Sie haben ſelbſt 
geſehen, wie ſich das deutſche Ehrgefühl gegen eine ſolche Be⸗ 
hauptung ſträuben muß, und wir wiſſen auch, daß die Folgen 
jenes Urteilsſpruches, der lediglich vom Ankläger gefällt 
wurde, unſer Dolt in immer tiefere Leiden ſtürzen.“ Ferner 
Reichskanzler Cuno am 22. März 1925, Reichsaußenminiſter 
von Koſenberg am 29. Auguft 1925 im Reichstag, Reihs- 
kanzler Dr. Streſemann am 22. September 1925 in Stuttgart 
und derſelbe am 25. Oktober 1925 in einer Rede in Hagen 
mit folgenden Worten: „Wenn man aus klar erkennbaren 
Gründen in Frankreich immer wieder den Verſuch macht, 
Deutſchland allein die Schuld am Weltkrieg aufzubürden, ſo 
weiſe ich diefe Mriegsſchuldlüge mit aller Entſchiedenheit 
zurück. Deutſchland hat ſeine Archive aller Welt geöffnet und 
hat ſich bereiterklärt, ſich einem internationalen Gerichtshof 
zur Beurteilung ſeiner Kriegsſchuld zu unterwerfen. Wenn 
alle ein ſo gutes Gewiſſen haben wie Deutſchland, ſo ſollen 
fie einmal dasſelbe tun .... Dieſe Erklärungen deutſcher 
Staatsmänner haben nicht ſelten ſcharfe Gegenäußerungen 
der Entente⸗Staatsmänner hervorgerufen. Das hat aber die 
deutſchen Politiker nicht verhindert, der Uriegsſchuld⸗ 
behauptung immer von neuem den Kampf anzuſagen. Be⸗ 
ſonders deutlich iſt in dieſer Hinſicht eine Außerung von 
Außenminiſter Streſemann im Reichstag am 6. Juni 1924: 
„Ich darf auch darauf hinweiſen, daß der frühere franzöſiſche 
Miniſterpräſident, Herr Poincaré, in offizieller Weiſe bei dem 
deutſchen Botſchafter in Paris Vorſtellungen erhoben hat 
wegen der Reden des Keichskanzlers und des Außenminiſters 
zur Uriegsſchuldfrage. Das darf uns nicht hindern, diefe 
Außerungen zu wiederholen. Don Unterwürfigkeit gegenüber 
dem Auslande dürfte daher unſere Meinung wohl nicht 
diktiert geweſen fein.” Neichspräfident Ebert hat bei der 
Totengedenkfeier am 5. Auguſt 1924 und ein andermal im 
Jahre 1925 ſich in klarſter Weiſe gegen die Kriegsſchuldfrage 
Seine Worte bei der letzteren Gelegenheit mögen 
werden: „Nur zur Derteidigung der bedrohten 
deutſchen Heimat hat Deutfchland vor zehn Jahren die 
Waffen ergriffen, in dieſem Bewußtſein haben wir den langen 
Krieg geführt, und nur dieſer Geiſt konnte uns die gewaltigen 
Opfer ertragen laſſen, die alle Kreiſe unſeres Volkes an Gut 
und Blut bringen mußten.“ 


Als der Reichstag das Dawes⸗Abkommen angenommen 
hatte, das bekanntlich der jahrelangen Vergewaltigung und 
Drangſalierung des deutſchen Volkes auf dem Wege über 
die Reparationsfrage ein Ende fette und den Weg für 
eine beſſere Zukunft frei machte, hat die Reichsregierung am 
29. Auguft 1924 eine lange Kundgebung zur Kriegsſchuld⸗ 
frage erlaſſen, die eine beſonders feierliche Rechtsverwahrung 
darſtellt, und deren Kernitelle wie folgt lautet: „Die Reichs⸗ 
regierung kann und will aber dieſen bedeutſamen Augenblick, 
in dem fie in Durchführung des Derfailler Vertrages ſchwere 
Verpflichtungen auf ſich nimmt, nicht vorübergehen laſſen, 
ohne in der Kriegsſchuldfrage, die ſeit 1919 mit ſchwerem 
Drucke auf der Seele des deutſchen Volkes laſtet, klar und 
unzweideutig ihren Standpunkt darzulegen. Die uns durch 
den Verſailler Vertrag unter dem Druck übermächtiger Gewalt 
auferlegte Feſtſtellung, daß Deutſchland den Weltkrieg durch 
ſeinen Angriff entfeſſelt habe, widerſpricht den Tatſachen der 
Geſchichte. Die Reichsregierung erklärt daher, daß ſie dieſe 
Feſtlegung nicht anerkennt. Es ift eine gerechte Forderung 
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des deutſchen Volkes, von der Bürde dieſer falſchen Anklage 
befreit zu werden. Solange das nicht gefchehen ift, und ſolange 
ein Mitglied der Dölfergemeinfchaft zum Verbrecher an der 
Menſchheit geſtempelt wird, kann die wahre Derftändigung 
und Verſöhnung zwiſchen den Völkern nicht vollendet werden. 
Die Reichsregierung wird Anlaß nehmen, dieſe Erklärung den 
fremden Regierungen zur Kenntnis zu bringen.“ Als die 
deutſche Regierung ſich zur Annahme des Locarno-Abkommens 
und zum Eintritt in den Völkerbund anſchickte, hat ſie auf 
dieſes Memorandum vom 29. Auguſt 1924 in einer längeren 
Verbalnote vom 29. September 1925 Bezug genommen und 
fich ihren Inhalt erneut zu eigen gemacht. In den folgenden 
Jahren haben Keichsaußenminiſter Streſemann, Reichskanzler 
Dr. Marx, Reichspräfident von Hindenburg und andere deutſche 
Staatsmänner immer und immer wieder die Kriegsfchuldtheje 
in öffentlichen Reden und feierlichen Kundgebungen aufs 
ſchärfſte zurückgewieſen. So hat Reichskanzler Marx in einer 
zur Feier des Abſchluſſes der Herausgabe der großen vierzig⸗ 
bändigen Akten veröffentlichung der deutſchen Regierung „Die 
große Politik der europäiſchen Kabinette 1871—1914“ im 
Reichstag gehaltenen Rede darauf hingewieſen, daß Deutſch⸗ 
land als erſtes Land den Weg zur Enthüllung der Wahrheit 
betreten und die Schleier von den Geheimniſſen der deut- 
jhen Geheimarchive gelüftet habe. „Wir dürfen wohl 
heute ſchon feſtſtellen, daß auf Grund der von uns veröffent⸗ 
lichten Akten der politiſchen Epoche von 1871—1914 niemand 
mehr an den Beſchuldigungen feſthalten kann, die eine haß⸗ 
erfüllte Propaganda gegen uns über die ganze Welt ver⸗ 
breitete“, äußerte der Keichskanzler. Bekannt iſt ſodann be⸗ 
ſonders die Erklärung des Reichspräfidenten von Hindenburg 
am Tannenberg⸗Nationaldenkmal: „Die Anklage, daß Deutſch⸗ 
land Schuld ſei an dieſem größten aller Kriege, weiſen wir, 
weiſt das deutſche Volk in allen ſeinen Schichten einmütig 
zurück! Nicht Neid, Haß oder Eroberungsluſt gaben uns die 
Waffen in die Hand. Der Krieg war uns vielmehr das 
äußerſte, mit den ſchwerſten Opfern des ganzen Volkes ver⸗ 
bundene Mittel der Selbſtbehauptung einer Welt von Feinden 
egerüber.“ Dieſe Worte Hindenburgs haben jene Kreife des 


Auslandes, die immer noch an der deutſchen Kriegsjchuld 


feſthalten möchten, in beſondere Erregung verſetzt, wes⸗ 
wegen ſowohl Reichsaußenminiſter Dr. Strefemann in einem 
Interview mit dem „Matin“, wie auch Reichskanzler Marx 
in einer Rede in Effen am 50. Oktober 1927 die Welt daran 
erinnerten, daß der Keichspräſident nur wiederholt habe, was 
ſämtliche deutſche Regierungen der Nachkriegszeit immer und 
oft in viel ſchärferer Form erklärt hätten. 


Noch vor wenigen Monaten hat ſodann die gegenwärtige 
Regierung die zehnjährige Wiederkehr des Tages der Unter⸗ 
zeichnung des Derſailler Vertrages am 28. Juni d. J. zum 
Anlaß genommen, ſich mit einer feierlichen Verwahrung gegen 
die Kriegsſchuldlüge zu wenden, in der es heißt: „Deutſchland 
hat den Dertrag unterzeichnet, ohne damit anzuerkennen, daß 
das deutſche Volk der Urheber des Krieges ſei. Dieſer Dor- 
wurf läßt unſer Volk nicht zur Ruhe kommen und ſtört das 
Vertrauen unter den Nationen. Wir wiſſen uns eins mit allen 
Deutſchen in der Zurüdweifung der Behauptung der alleinigen 
Schuld Deutſchlands am Kriege und in der feſten Zuverſicht, 
daß dem Gedanken eines wahren Friedens, der nicht auf 
Diktaten, ſondern nur auf der übereinſtimmenden und ehr- 
lichen Überzeugung freier und gleichberechtigter Völker be⸗ 
ruhen kann, die Zukunft gehört.“ Es ergibt ſich alſo, daß alle 
deutſchen Regierungen, welcher parteipolitiſchen Zuſammen⸗ 
ſetzung ſie auch geweſen ſein mögen, der Behauptung von der 
deutſchen Kriegsſchuld den Kampf angeſagt haben, nicht nur 
in Reden im Reichstag und anderswo, bei feierlichen und 
nichtfeierlichen Gelegenheiten, ſondern auch in offiziellen 
Noten an die Ententemächte und in offiziellen Regierungs⸗ 
erklärungen, daß alſo weder das deutſche Volk noch irgend⸗ 
eine deutſche Regierung die Kriegsſchuldbehauptung des Der- 
ſailler Vertrages anerkannt hat und anerkennt. Im 
Gegenteil: immer wieder haben die führenden Männer 
und die maßgebenden Stellen mit aller Deutlichkeit die 
Kriegsſchuldlüge zurückgewieſen und vor aller Welt be- 
kämpft. 
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Milch als Volksnahrungsmittel / von paut 5erzog. 


Durch den Krieg ift auch dem letzten klar geworden, welche 
Rolle die Ernährung im Leben eines Volkes ſpielt. Jeder einzelne 
hat damals erfahren, was es heißt, auf wichtige Nahrungsmittel 
ganz oder teilweiſe verzichten zu müſſen. Der Mangel an genügend 
Brot, Fleiſch, Milch und Butter hat der Volksgeſundheit ungemeinen 
Schaden zugefügt. Die Folge war, daß die Sterblichkeit in einem 
erſchreckenden Maße zunahm und daß die Fälle von akuter Unter- 
ernährung unter allen Volksſchichten und Lebensaltern jo überhand 
nahmen, daß dringende Abhilfe nicht nur ein Gebot der Nächſten⸗ 
liebe, ſondern auch des ſtaatlichen Selbſterhaltungstriebes wurde. 

Im Krieg iſt eine wirkſame 
Hilfe oft ſchwergefallen. Die 
Blockierung der deutſchen 
Häfen hat alle Anſtrengun ⸗ 
gen, vom Ausland mehr 
Nahrungsmittel herbeizube- 
kommen, zunichte gemacht. 
Im letzten Kriegsjahr wurde 
die Lage der deutſchen Volks. 
ernährung geradezu fata- 
ſtrophal, und hätten nicht 
die Quäker rechtzeitig ein- 
i gegriffen, ſo wären erſt recht 

ar die erften Jahre nach dem 
Wilchausſchank in einer Dresdener Schule Krieg verhängnisvoll für 
das deutſche Volk geworden. Durch die internationale Quäkerhilfe 
wurde es ermöglicht, Alters- und Schulſpeiſungen einzurichten, werden- 
den und jungen Müttern die notwendige Zuſatznahrung zu verabfolgen 
und die Krankenhäuſer mit zureichenden Nahrungsmitteln zu verſorgen. 

Immer mehr brach ſich nach dem Krieg die Überzeugung Bahn, 
daß das von den Quäkern in Angriff genommene Werk nicht mehr 
aufgegeben, ſondern wirkungsvoll vom Staat und den öffentlichen 
Körperfchaften forgeführt werden müßte. Kein anderer Staat mußte 
ſich ſo ſehr um die geſunde Er · 
nährung des Volkes küm⸗ 
mern wie gerade der deutſche. 
Nachdem für eine genügende 
Nahrungsmittelzufuhr aus 
dem Ausland geſorgt war und 
die deutſche Landwirtſchaft 
den Ertrag ihres Bodens 
wieder zu ſteigern begann, 
konnte man daran gehen, die 
Ernährung nach rationellen 
und hygieniſchen Geſichts 
ö punkten 155 ne Aer ur 

ſtärkte Propaganda für den 

Milchausſchank Bahnhof Halberſtadt Miülchkonſum 9 3 
Durch Feitungsaufſätze, Vorträge, öffentliche Werbeſchilder wurde 
das Publikum auf den Nährwert der Milch hingewieſen. Wer 
es noch nicht wußte, konnte es jetzt erfahren, daß der 
Verbrauch von Milch und Molkereiprodukten ausſchlaggebend 
war für die Ausdehnung der NRinderhaltung und für die 
Vermehrung der inländiſchen Brotverſorgung. . wurde 
jetzt auch dem Vorurteil entgegengetreten, als käme den 
Nebenprodukten der Butter kein beſonderer Nährwert zu. Mit 
Recht wurde darauf hingewieſen, daß die in dem Käfe ent- 
haltenen Beſtandteile wie Eiweiß, Milchzucker, Aufbauſalze, Nähr⸗ 
werte darſtellen, auf die die Bevölkerung ſchon der Billigkeit halber 
nicht verzichten konnte. 
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Der neben diefen Beſtandteilen in der Milch enthaltene fette 
gehalt macht fie zu einem beſonders wertvollen Volksnahrungsmittel. 
Ihr Genuß wirkt belebend auf den ganzen menſchlichen Orga- 
nismus, fördert die geiſtigen und körperlichen Fähigkeiten jedes 
einzelnen und beugt vor gegen Krankheit und Siechtum. 

Mit Recht festen fih darum Reich, Länder und Gemeinden für 
den verſtärkten Milchkonſum ein. Die durch die unentgeltliche Ub- 
gabe von friſcher Milch entſtehenden Koſten wurden reichlich auf⸗ 
gewogen durch den Nutzen, der dadurch in unzähligen unter⸗ 
ernährten und kranken Familien geſtiftet wurde. Die Städte gingen 
mit gutem Beiſpiel voran. — a 2 
8 giebt es wohl keine 

roßſtadtſchule, wo nicht 
regelmäßige Milchſpeiſungen 
ftattfinden. Von den ftädtir 
[hen Milchhöfen werden 
täglich tauſende von Liter 
Milch in hygieniſch ein- 
wandfreier Verpackung in 
die Schulen geliefert, wo 
ſie unter Leitung von er⸗ 
wachſenen Perſonen an 
die unterernährten Schüler 
. ichen Saving Milchwagen am Wittenbergplatz (Berlin) 
beiwohnen konnte, wird ſich überzeugt haben, welcher reiche Segen 
durch dieſe Milchſpeiſungen über Unzählige von kranken und blaſſen 
Schulkindern gebracht wird, die durch mißliche häusliche oder ſoziale 
Derhältnifje in ihrem gefunden Wachstum behindert find. 

Nachdem einmal die heilfamen Folgen des Milchgenuſſes er⸗ 
kannt waren, durfte die Milchpropaganda natürlich auch nicht vor 
den Erwachſenen haltmachen. Freilich war hier die Aufklärungs⸗ 
arbeit viel ſchwieriger. Daß ſie nicht erfolglos geblieben iſt, zeigt 
folgendes Bild aus einer 9 
Fabrik im Waldenburger z A 
Bergwerksrevier. Die Werk! 
leitung ſtand anfänglich dem 
Derfuh, Milch als Früh ⸗ 
ſtücksgetränk in den Werk⸗ 
räumen einzuführen, mit 
großer Skepſis gegenüber. 
Mit Hilfe des Betriebsrats 
iſt es aber gelungen, bei 
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einer Belegſchaft von 
5000 Mann den Mildh- 
verbrauch von 100 Halb: 


Wilchausgabe in einer Weberei 
Landshut in Schleſien 
Auch anderwärts gewinnt der Milchkonſum an Boden. Es 
gehört nicht mehr zu den Seltenheiten, daß wir an den belebteſten 
Stellen der Großſtadt einem fliegenden Milchhändler begegnen, der 


1400 zu erhöhen. 


Friſchmilch zum Ausſchank bringt. Standfeſte Milchhäuschen ges 
hören heute zu den ſtändigen Einrichtungen der großen Volksplätze 
und Spielwieſen. Auf Bahnhöfen und Sportplätzen wird ſie von 
freundlichen Trägern zum Kauf angeboten. In den Kinos iſt fie 
zu haben. Wer Milch trinken will, kann fie heute überall bekommen. 
Die Entwicklung ſcheint denen Recht zu geben, die behaupten, daß 
ſich die Milch mit der Zeit auch als Volksgetränk durchſetzen werde, 
nachdem jie ihre Stellung als Doltsnahrungsmittel jhon Jahr- 
tauſende lang inne gehabt hat. 


— Zur Zeitgeſchichte 


der Nationalitäten⸗Rongreß 1929. 


Kurz vor dem Zufammentreten des Völkerbundes tagte zum 
fünften Male in Genf der Kongreß der nationalen Volksgruppen 
Europas, der ſogenannte Minderheitenkongreß. Der Kongreß war 
arm an ſenſationellen Ereigniſſen. Die Atmoſphäre war die einer 
friedlichen Fuſammenkunft. So ift gerade bei Freunden des Kons 
greſſes der Eindruck einer gewiſſen Farbloſigkeit entſtanden, und 


das Urteil, der Kongreß ſei langweilig geweſen, konnte auch unter 


den Teilnehmern gehört werden. dem darf man gegenüberſtellen, 
daß gerade in dieſem Jahr eine ganze Reihe bisher abwartender 
neutraler Beobachter den Kongreß ausgeſprochen poſitiv beurteilt 
und der Meinung Ausdruck gegeben haben, daß der Kongreß nun⸗ 
mehr aus dem Derſuchsſtadium herausgetreten und ein ſtändiger 
beachtlicher Faktor im internationalen Leben geworden ſei. 

Der wichtigſte Verhandlungsgegenſtand war im Rahmen der 
Generaldebatte naturgemäß die Tätigkeit des Völkerbundes für 


das Minderheitenproblem im vergangenen Jahre. Der Kongrek 
hat in feinen Reden und in einer Keſolution feiner tiefen Ent⸗ 
täuſchung über die Ergebniſſe Ausdruck gegeben. Vielleicht iſt es 
in der Refolution nicht ganz gelungen, diefe Enttäuſchung mit allen 
Gründen einleuchtend zu machen. Sie beruht vor allem darauf, daß 
aus der ganzen Art der Behandlung durch den Völkerbundrat 
kenntlich gemacht wird, wie weit der Rat noch davon entfernt iſt, 
die europäiſche Nationalitätenfrage als eine unter den lebens- 
wichtigen Fragen Europas anzuſehen. So richtete ſich denn 
folgerichtigerwelſe die Kritik vor allem dagegen, daß der Dölfer- 
bundrat nur an den Beſtimmungen über die Behandlung von 
Petitionen geändert hat, die viel wichtigere Frage aber, wie die 
Minderheitenfrage organiſatoriſch in den Kreis der Arbeiten des 
Dölferbundes einbezogen werden kann, völlig beiſeite gelaſſen hat, 
Der Kongreß fordert demgegenüber, daß der Völkerbund fih ein 
ſtändiges Organ ſchafft, in dem etwa nach Analogie des Inter- 
nationalen Arbeitsamtes alle beteiligten Kreiſe und Gruppen zu 
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gemeinſamer Arbeit zuſammengefaßt werden. Eine ſehr wertvolle 
Ergänzung der allgemeinen Debatte bildete ein Referat des 
Generalſekretärs über die internationalen Organiſationen. In 
einer ſcharfen Auseinanderſetzung mit der Paneuropabewegung 
gewann der Kongreß hier höchſte Aktualität. Dr. Ammende führte 
aus, daß die Minderheiten den Paneuropa⸗Gedanken keineswegs 
ablehnen, daß aber die naive Auffaſſung, man folle nur erft Pan⸗ 
europa ſchaffen, dann werde die Löſung der Minderheitenfrage von 
ſelbſt kommen, zu ſchwerſten Enttäuſchungen und Rüdjchlägen führen 
müſſe. Wie könne man glauben, daß Dölker, die durch tiefen 
nationalen Haß voneinander geſchieden ſeien, durch reine 
Opportunitätserwägungen zum Zuſammenſchluß in einem ge⸗ 
einigten Paneuropa gebracht werden können. Erſt wenn es 
gelungen ſei, alle die ſeeliſchen Hemmungen zu beſeitigen — und 
zu ihnen gehöre in erſter Linie der ganze Komplex der Minder⸗ 
heitenfrage —, erft dann fei es an der Zeit, praktiſch an die 
Bildung Paneuropas zu gehen. 

Neben den allgemein politiſchen Auseinanderſetzungen hat der 
Kongreß eine ganze Anzahl praktiſcher Fragen behandelt und 
gefördert. Der Plan der Herausgabe eines ſtatiſtiſchen Handbuches 
gewinnt deutlichere Form, während bis zur Gründung des Inter⸗ 
nationalen Inſtituts für Nationalitätenkunde, mit dem ſich eine 
Refolution befaßt, wohl noch viel Vorarbeit geleiſtet werden muß. 
Im Anſchluß an die Tagung fand die Gründung eines Verbandes 
der europäiſchen Minderheitsjournaliſten ſtatt. Ein gedanken⸗ 
reiches Referat von Dr. Paul Schiemann über die Aufgaben der 
Minderheitenpreſſe auf dem Nationalitätenkongreß hatte den 
Sufammenhang dieſer Gründung mit den Arbeiten des Nationali⸗ 
täten⸗Kongreſſes hergeſtellt. 


Die 13. Internationale Arbeitskonferenz 
(Seemannskonferenz). 
während im allgemeinen jährlich nur eine Internationale 
Arbeitskonferenz ſtattfindet, tritt die Internationale Arbeits- 
konferenz dieſes Jahr zweimal zu Tagungen zuſammen“). Am 
10. Oktober d. J. beginnt die 15. Internationale Arbeitskonferenz 
in Genf. Auf der Tagesordnung ſtehen ausſchließlich ſee⸗ 


Dome am Rhein 


Die großen Ströme find nicht bloß volkswirtſchaftliche Schlagadern 
eines beſtimmten Erdraums, ſondern auch ſoziologiſche Bindemittel und 
kulturbildende Faktoren. An ihren Ufern konzentriert ſich der Reichtum, 
die politiſche Macht, das 
geiſtige Leben. Und da⸗ 
durch, daß die Kräfte dieſer 
Gewäſſer unerſchöpflich 
und immer lebendig ſind, 
bleibt auch alles, was dieſe 
Kräfte in den Seitläuften 
geſchaffen haben, mit dem 
lebendigen Augenblick ver⸗ 
bunden. Wenn man die 
Städte am Rhein beſucht, 
empfindet man deutlich die 
greifbare Kontinuität der 
verſchiedenen Zeiten und 
Kulturſchichten, denn der 
Strom, der allen Gemein⸗ 
ſame, iſt heute ebenſo ge⸗ 
genwärtig wie vor tauſend 
und zweitauſend Jahren. 
Die großen Dome des Mit⸗ 
telalters ſind auch zwiſchen 
mächtigen Hebekränen und 
Brücken nicht aus der Re⸗ 
alität heutigen Lebens hin⸗ 
ausgeraten und nichts Mu⸗ 
ſeal-Konſerviertes hält ſie 
vom Luftraum der Gegen⸗ 
wart abgeſchloſſen. 

Man kann ſagen, daß der unvergeßliche Rhythmus einer Rhein⸗ 
reife nicht durch das Rattern der Schiffsſchrauben, das Heulen der 
Sirenen oder durch das geheime Geſetz der impoſanten Betrieb- 
ſamkeit auf dieſem Bandelsemporium hervorgebracht wird, als viel- 
mehr durch die vor Jahrhunderten von den alten Kirchenbau- 
meiſtern geſetzten Hauptafzente, Das Wandelbild der liebenswür⸗ 
digſten Landſchaft erhält durch die großen Dome ſeinen geiſtigen 
Halt. Beute find diefe Bauwerke dem Landſchaftsbild als not- 
wendige Fluchtpunkte einverleibt, aber ihr Sinn ift nicht bloß 
äſthetiſch. Sie deuten die frühen Stufen rheiniſchen Lebens⸗ 
gefühles an, find die formgewordene Gedankenwelt, welche der 


Mainz: Dom 


Transocean G. m. b. H. 


*) Vgl. hierzu ben Aufſatz auf S. 184 des laufenden Jahrgangs dieſer Zeitſchrift. 
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männiſche Fragen. 
Gegenſtände: 

1. Regelung der Arbeitszeit an Bord. 

2. Schutz der Schiffsleute im Falle von Krankheit einſchließlich 
der Behandlung der Unfallverletzten an Bord. Hierzu ge⸗ 
hört die Verpflichtung des Reeders gegenüber kranken oder 
verwundeten Schiffsleuten und die Krankenverſicherung der 
Schiffsleute. 

5. Verbeſſerung der Aufenthaltsbedingungen der Schiffsleute 
in den Häfen. 

4. Einführung eines Mindeſtmaßes von beruflicher Befähigung 
durch die Schiffahrt treibenden Länder für Kapitäne, Navi- 
gationsoffiziere und Ingenieure, die als Wachoffiziere an 
Bord der Handelsſchiffe Dienſt tun. 

Die beſonders wichtige Frage der Arbeitszeit an Bord hat 
bereits im Jahre 1920 die Internationale Arbeitskonferenz von 
Genua beſchäftigt. Damals fand der Entwurf eines Überein⸗ 
kommens, der eine 4sjtündige Wochenarbeitszeit mit der Möglichkeit 
beſchränkter Überarbeit an Bord feſtlegen wollte, nicht die nötige 
Mehrheit und galt ſomit als abgelehnt. — Swiſchen den 
Punkten 2 und 5 der Tagesordnung beſteht inſofern ein gewiſſer 
Fuſammenhang, als der Schutz der Seeleute in den Häfen auch den 
Geſundheitsſchutz umfaßt und fo dazu beitragen kann, die Krant- 
heitsbekämpfung an Bord zu erleichtern. Im übrigen werden für 
die Derbeflerung der Aufenthaltsbedingungen der Seeleute in den 
Häfen eine — Anzahl von Maßnahmen auf den verſchiedenſten 
Gebieten zur Debatte geſtellt. — Den äußeren Anlaß dafür, den 
vierten Punkt auf die Tagesordnung zu ſetzen, dürfte die Der- 
urteilung des franzöſiſchen Wachoffiziers des Dampfers „Lotus“ 
wegen eines Fuſammenſtoßes mit einem türkiſchen Schiff durch 
ein türkiſches Gericht gegeben haben. Dieſe nach Auffaſſung der 
Schiffsoffizier⸗Verbände unzuſtändige Aburteilung hatte zu Ein⸗ 
gaben an das Internationale Arbeitsamt geführt. 

Sämtliche Derhandlungsgegenftände der Tagesordnung, die 
durch eingehende Berichte des Internationalen Arbeitsamts vor- 
bereitet werden, ſtehen zur erſten Beratung an. Das gilt auch für 
die Frage der Arbeitszeit. Es werden alſo auf der bevorſtehenden 
Konferenz noch keine endgültigen Beſchlüſſe gefaßt werden. Dr. F. 


Es handelt ſich um die folgenden vier 


/ Von Johannes Arzidil, 


Rhein zur Reife gelangen ließ. Ein Blick in ihre Tiefe zeigt, wie 
dieſer Strom zum Schickſal eines Volkes werden konnte. Die 
Ideen des Chriſtentums und des Kaiſertums der romaniſchen Zeit 
ſuchten ihren monumentalen Ausdruck an dieſem Waſſerlauf, der 
Süden und Norden verband, Often und weſten einander zum Be- 
wußtſein brachte, und vermöge der einmündenden Nebenadern in 
einem gewaltigen Lebensraum gewiſſermaßen allgegenwärtig ſich 
eigte. 
: pie majeſtätiſchen Leitmotive der romaniſchen Kirchenbau- 
kunſt am Rhein, die Dome von Mainz, Worms und Speyer, können 
ſo unter einem gemeinſamen Geſichtswinkel betrachtet werden, denn 
ſie ſind der dreifach modulierte Ausdruck eines und desſelben 
Autoritätsgedankens, der das Chriſtentum und das Kaifertum der 
ſaliſchen und der ſtaufi⸗ 
jhen Zeit zu einem wal- 
tenden Prinzip verband. 
Die Stimmungsunterſchiede 
zwiſchen dieſen drei Archi⸗ 
tekturen entſprechen den 
drei Daſeinsformen der 
chriſtlichen Welt. Iſt Mainz 
der ſtatuariſche Ausdruck 
der triumphierenden Kirche, 
verſinnbildlicht Worms in 
feiner heroiſchen Großar⸗ 
tigkeit kämpfendes Chriften- 
tum, verkündet Speyer, die⸗ 
ſes mächtige Mauſoleum, 
vielleicht durch ſeine beſon⸗ 
ders tragiſchen Geſchicke 
die leidende Ekkleſia. 

Die Stelle, wo der 
Main ſich in den Rhein er⸗ 
gießt, war ſeit je eines der 


wichtigſten Gelenke des 
volkswirtſchaftlichen und 
politiſchen Organismus. 
Wo heute Mainz ſteht, 


ſaßen ſchon die Kelten. Die 
Römer machten einſt dieſen 
Platz zum Sitz des Le⸗ 
gaten der Provinz Ger⸗ 
mania ſuperior. Der Main 
wies den Weg nach Inner⸗ 


Trier: 
Dom mit Liebfrauenkirche 


Transocean G. m. b. H. 


Der Heimatdienft 


deutſchland, und feine Mündung ſtellte einen hervorragenden 
Poſten dar. So wurde Mainz ſchon in fränkiſcher Zeit Sitz eines 
Erzbiſchofs, wurde bald freie Keichsſtadt und Haupt des rheiniſchen 
Städtebundes. Um die kulturelle Bedeutung dieſer Ortlichkeit 
richtig einzuſchätzen, halte man fi vor Augen, daß hier Bonifazius 
wirkte, der erſte Bote des Chriſtentums in germaniſchen Ländern, 
und daß ein Sohn dieſer Stadt, Gutenberg, ſich hier der erſten Er⸗ 
folge der Buchdruckerkunſt erfreute. Der Dom 
in dieſer Stadt hat etwas Heiteres, Triumphie- 
rendes, eine lebhafte Muſikalität, die vielleicht 
auch durch lombardiſche Bauleute der dunkleren 
deutſchen Gedanklichkeit enthoben wurde. freis 
lich wirkt hier die Vielfalt mehrerer ſtiliſtiſcher 
Inſtrumente: Da und dort gotiſche Rezitative 
und die barocken Erleichterungen, welche Franz 
Ignaz Neumann, der Sohn des großen Bal- 
thaſar Neumann, in der zweiten Hälfte des 
XVIII. Jahrhunderts den Türmen erteilte. Er 
hat den Bau, welcher von verſchiedenen Brän⸗ 
den ſchwer mitgenommen war, wieder herge- 
ſtellt und ihm einen achteckigen Dierungsturm 
aufgeſetzt. Er verſuchte dabei, gotiſch zu emp⸗ 
finden, aber feine barocke Grundnatur ſetzte 
ſich gegen ihn durch, und es kam ſo zu einer 
Syntheje zwiſchen Barock und Gotik, welche faſt 
allzu leichtfertig über dem romaniſchen Kirchen⸗ 
leib hinſchwingt. Tritt man heute ins Innere 
dieſer gewaltigen Säulenbaſilika, findet man ſie von Bauleuten, fahr⸗ 
baren Gerüſten und regellos umherliegenden Steinblöcken erfüllt. Die 
ſteinernen Gewölbe, hier zum erſtenmal in der deutſchen Kirchens 
baukunſt angewendet, find gelockert, und der ganze von Riffen ge- 
fährdete Bau wird durch Sement allmählich ausgebeſſert. So 
dringt das moderne Baumaterial zwiſchen das Geſtein, das vor 
achteinhalb Jahrhunderten Heinrich IV., bekannt durch Canoſſa, 
zum Bau dieſes Domes 
herbeiführen ließ. Was er 
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Speyer: Dom 


ſchuf, fand er ſchon vors 
empfunden. Sein Bau glie⸗ I DOM WORMS 
derte fih Teile des erjten 
Beiligtums ein, das der m HOCHALTAR 
Erzbiſchof Willigis um die 
wende des Jahres 1000 MI KREUZGANG 


hier errichtet hatte und das 
am Tage der Einweihung 
gänzlich niederbrannte. Aber 
auch Reſte des zweiten, eine 
Generation ſpäter vollendeten 
Neubaus find dem Mauer- 
werk Heinrichs IV. einver⸗ 
leibt. die große Wirkung 
des Innenraums iſt einheit⸗ 
licher als die des kriſtalli⸗ 
niſchen Außengebildes. Die 
drei Schiffe, feitlich um Ka- 
pellenreihen erweitert, wer- 
den von den beiden Chören 
im Gleichgewicht erhalten. 
Ein wuchtiges Querſchiff 
ſchiebt ſich vor der Apſis ein 
und treibt den Raum ins 
Extenſive. Oſt⸗ und Weſtchor 
lagern wie zwei verſchiedene 
Stimmungswelten einander 
gegenüber: der Oſtchor ge- 
drungen, ſchwerer, durch die 
Unterkellerung der Krypta 
aus dem 12. Jahrhundert in 
feiner Raumwirkung bes 
ſchränkter, der Weſtchor, der ; Sra 
auch bei Gottesdienjten bevorzugt wird, mit feinen lang= 
geſtreckten Fenſteröffnungen ſtärker nach oben anſteigend 
und räumlich unbefangener. ; 

Eine Stunde Fahrt bringt uns von Mainz nach 
Worms. Hier wird germaniſche Urzeit lebendig, 
Römertum, das Reih der Burgunder, Merowinger 
und chriſtlichen Franken. Worms iſt die Stadt der 
deutſchen Heldenepen, der Nibelungen, der Roſengartenſage und 
des Walthariliedes. Kaifer und Papſt hatten hier, freilich lange , 
nachdem der Dom gebaut ward, ihre großen Aus einanderſetzungen, 
und Luther mußte feine Lehren auf einem denkwürdigen 
Reichstag hier verantworten. Die verhältnismäßig raſche Ent⸗ 
ſtehung des Wormſer Domes St. Peter erklärt die faſt un⸗ 
gebrochenen ſtilreinen Wirkungen ſeiner Außenanſichten und ſeines 
Innern. Außen: eine monumentale Baſilika warmwirkenden röt- 


lichen Geſteins, im Oſten und Weſten von zwei Turmpaaren ge⸗ 
halten, die wie ſtolze Recken die Flanken des Oft- und des Weſt⸗ 
chores ſchützen und in den höheren Regionen ſchon in die gotiſche 
Empfindungswelt hineinragen, ohne freilich dadurch den roma- 
niſchen Geſamteindruck weſentlich abzuändern. Auch das gotiſche 
Hauptportal, dieſelbe Stelle, wo nach der Sage die Köni- 
ginnen miteinander ſtritten, bringt kaum eine Diſſonanz in den 
einheitlichen Duktus des Bauwerkes. Es ent- 
ſtand am Orte einer römiſchen Kulturſtätte 
um das Jahr 1000, wurde im 12. Jahrhundert 
erneuert und war um die Mitte des 15. Jahr» 
hunderts mit den Türmen vollkommen fertig⸗ 
geſtellt. Bis auf leichte Paraphraſierungen in 
der gotiſchen Zeit (Nikolauskapelle) haben ſpä⸗ 
tere Hände nichts hinzugeſetzt, und auch die 
Erneuerungsbauten des 20. Jahrhunderts haben 
nichts Aufdringliches hinterlaſſen. Worms ift 
einzig in der reinen Wirkung ſeiner Blend⸗ 
galerien und NRundbogenfriefe, in der wunder⸗ 
lichen Schimärenwelt ſeines plaſtiſchen Dekors, 
vor allem aber in der machtvollen Melodik ſeines 
Maſſenaufbaues. Wie den heroiſchen Vers eines 
Heldengeſangs ſkandieren die Türme den baſili⸗ 
kalen Rhythmus des zwiſchen beiden Chören 
ſchwebenden Langhauſes. Tritt man ins Jn- 
nere, bietet fih unverdorbene, barockes Altar- 
werk beſiegende romaniſche Raumbildung, von 
Pfeiler zu Pfeiler vorwärts zu den Chören leitend, nur auf den 
Kaum bedacht, von überwältigender Aſzeſe in den Einzelheiten, 
bewußt auf die Mittel großer und ſchlichter Maße beſchränkt. 
Speyer iſt die alte Begräbnisſtätte deutſcher Kaifer. 
Konrad II. der Salier, Heinrich III., Heinrich IV., Heinrich V. liegen 
hier. Auch Rudolf von Habsburg. Konrad II. begann den Dom 
von St. Maria und St. Stephan im Jahre 1050, und unter den 
nachfolgenden Berrſchern ers 
lebte er vielfache Neubauten. 
Brände, Hochwaſſer, Kriegs- 
greuel haben ihm arg mitge⸗ 
ſpielt. Er mußte im Laufe 
der Jahrhunderte als Gips- 
magazin, Lazarett, Gefange⸗ 
nenlager und Heuſchober die⸗ 
nen, war Stall und Waren- 
lager ebenſo wie eine geit- 
lang der Dom von Mainz, 
wurde abgebrochen, unters 
miniert, geſprengt und hat 
ſich doch trotz alledem erhal- 
ten. Die Sähigkeit dieſes 
Bauwerks, die unbeſiegliche 
Widerſtandskraft ſeines Gei⸗ 
ftes, der fich doch immer wie- 
der gegen den Wechſel der 
Seit durchſetzt und die Wie⸗ 
derherſtellung des Derfallenen 
erzwingt, muß mit Bewunde⸗ 
rung erfüllen. Und trotz der 
zahlreichen Eingriffe erneuern⸗ 
der Hände ſteht heute ein ein- 
heitliches, harmoniſches Bau⸗ 
werk vor uns, das, wenn wir 
den ſchweren Mißton der Dor- 
halle außer acht laſſen, mit ſei⸗ 
nen klaren, imponierenden 
Maſſen beherrſchend und beru⸗ 
higend zur Einkehr auffordert. 
„Mit der Majeſtät eines Kriegs- 
ſchiffes“, jo charakteriſiert Wil 
helm Pinder dieſen Dom, „zieht 
er von Weft nach Oft, um dem 
Rhe inſtrom ſelbſt feinen pracht- 
vollen Bug zuzuwenden.“ Im 
Gegenſatz zu den Domen von 
Mainz und Worms, zu deren 
Füßen kleine Bürgerhäuſer ſich 
ducken, ſteht der dom von 
> x Speyer im Grünen, und da 
nun, im Milde-Landſchaftlichen, überwältigt uns erft recht die 
gigantiſche Fügung dieſer Maſſen, die von unzähmbaren Tempera- 
menten wahllos übereinandergetürmt worden wären, wenn nicht 
der ſtrenge regelnde Ernſt eines erhabenen Gedankens immer wieder 
gliedernd und ordnend eingegriffen hätte. Die verhaltene Glut 
dieſes Bauwerks fühlen wir ganz, wenn wir ſeinen Innenraum 
betreten und uns der inbrünſtige Zug der Pfeilerprozeſſionen, um⸗ 
ſtrömt von myſtiſchen Lichtern, langſam zum Altare heranführt. 
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a Moderne Herren-Bekleidung 


nach Mass und fertig aus besten in- und ausländischen Stoffen unter Garantie für tadellosen Sitz und gediegener 
Verarbeitung. Bei mäßigen Preisen gewähre ich 
Teilzahlung bis zu 10 Monatsraten ohne Zinsberechnung 
Vertragslieferant mehrerer Beamtenverbände / Geöffnet von 9—7 Uhr / 


Telefon; Norden 4296 
Moderne Herrenbekleidung für Beamte und Angestellte 


Hermann Eisner Berlin C, Neue Friedrichstrasse 35. I 


zwischen Bahnhof Börse und Alexanderplatz 


Nur Zivil-und Staatsbeamten 


liefern wir seit 1884 direkt ab unser. Fabrik 


Oberbetten 


Unterbetten, Plümeaux 

und Kissen, Beitfedern 

und Daunen 
streng diskret, gegen 9 Monate Ziel, ohne 
= Anzahlung und monatliche Ratenzahlung. 
Erste Rate 1 Monat nach Lieferung. 2 
Jedes Bett wird für jeden Kunden nach ge- FE a 


Km one m = 


„Feine 5 
Rhein-Weine 
nur direkt von 
Erich Müller 
Weinbau u, Welnkellerel 
Nierstein a. Rhein 


(Inh. d. F. Weingut 
Geschw. Strub). 


BE 


laufend inserieren, heißt: 


großen Gewinn erzielen 


solch gute Betten am eigenen 
Platze zu gleichen Preisen nicht 
zu kaufen sind. 


Gebr. Passmann A.-G. 
Kölln 149, Trierer Straße 13. 


Größtes Spezialgeschäft Deutschlands. 


Verlangen Sie kostenlos Muster und Preisliste, ; 
auch Sie werden bestimmt unser Kunde. 


J O N „BACCHUS“ 8 1 a br een 8 * are 
gung J WEIN - = führen wir nicht. 
J - SCHRÄNKE = Lt. amtl. notarieller Bestätigung: 
J PREISLISTE E 1. DE ee Kunden in mehr als 
8 en C 
1 DEHLER = 3. diele 6 daß 


DeutscheSprech TEADE 
Berlin 034. Peter haste komo 


H., Thüringer ue: [msn 1111 e7 echte 
Pflaumenmus 


gar. reine, zuckergesüßte, 

feinste Qualität, 10 Pfund. and. selt. Länd., f. n. M. 2.95 
Eimer M.4.25 ab hier Nachn. u. Port. per Nachn. Preisl. 
Otto Ritter, Pflaumenmus- gratis. RUD. ROHR. 
fabrik,Schköleni. Thür, 136. BerlinN.18,Prledrichstr.131d 


N 
3m Heimatdienst 


Wir vermieten 


voraussichtlich 
zum 1. 11., 1. 12. d. J. 


1 2 = 27 Zimmer- 
wohnungen 


Berlin-Reinickendorf 
Pankower Allee 


Auskunft: 
Vermietungsbüro der Deutschen 
Gesellschaft zur Förderung des 
Wohnungsbaues, Gemeinnützige 
Aktien-Ges., Berlin-Schöneberg, 

Innsbrucker Straße 31 


Fernruf: Stephan 5521-23 


Büder-, Reise-, Ver- 
Refirs- u. Geschüftsanzeigen 
fiaben im „HKeimatdienst 
durchschlagenden Erfolg! 
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Das neue 
Bildbandverzeichnis |] wege 
1 9 2 9 3 0 des Statistischen Reichsamts 


- ; Reimar Hobbing, Berlin SW 61 
ist soeben erschienen: 


olallstsches Jahrbuch 
fur das Deutsche Reich 


48. Jahrgang für das Jahr 
1929 


DLD 


auf Normalfilm (schwer entflammbar) 
kopierte Reihen stehender Lichtbilder 


DLD-Bildbänder haben 3t/, cm Breite und sind 
u.a. verwendbar für folgende Bildbandwerfer: 


Puck, Bambino, Unophot, Diafilm-Hora, Diafilmax, Rotschloß, 

Gnom, Unox, Filmosto, Alladin, Pharus und Bildbandsätze 

für Favorit, Maximar, Avanti, Edison, Janus, Zeiß-Ikon und 
Leitz-Epidiaskope 


1. Länder- und Völkerkunde: 7. Religion 


Herausgegeben vom 


i B Wei i 
3 eden een, Sport, Statistischen Reichsamt 
A und 10. Volkstümliche Serien 
S N een etwa 900 Seiten Großoktav 
6. E e Lies es In Ganzleinenband Rm. 6.80 


Die Bildbänder werden im allgemeinen mit einem erläuternden 
Text geliefert. Die meisten Lf-Serien haben einen ausführ- 
lichen Schreibmaschinentext, Den Reihen, die ohne Text 
geliefert werden, wird ein Bildverzeichnis beigefügt, bzw. 
sind diese mit Zwischentiteln oder Text im Bilde versehen 


T= Text, V= Verzeichnis, Z= Zwischentitel 
Preise unverbindlich, Änderungen vorbehalten 
Gerichts- und Erfüllungsort: Berlin-Mitte 
Farbige Bildbänder 


Auf Grund besonderer Bestellung werden einzelne, auf Wunsch 
bestimmte Bilder handgemalt geliefert. Der Zuschlag beträgt 
für 1 farbiges Bild Mk. 0,60, 10 farbige Bilder Mk. 5,— 


Neuherstellung von Bildbändern 


nach Ihren eigenen Diapositiven und Vorlagen 
jeder Art preiswert in bester Ausführung 


Verlangen Sie kostenlos Sonderangebot 
DEUTSCHER LICHTBILD -DIENST 


Interessent ist jeder im öffent- 

lichen und wirtschaftlichen Leben 

Stehende, jeder Kaufmann, Indu- 

strielle, Landwirt, Beamte, Ver- 

bandsleiter, Syndikus, Lehrer, 

Politiker, Wissenschaftler oder 
Praktiker 


Zu bezichen durch: 


Zeniralschriffenveririch 
Berlin W35 Potsdamer Strafe 41 


PHOTOGRAPHIE G. M. B. H. PROJEKTION 
Abtig. Bildband-Vertrieb 


Berlin W35 Potsdamer Straße 41 


Fernruf: B1 Kurfürst 4956 


AUSGABE 1929/30 
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@Kugelkäse @ 


rot, gesunde Ware o. Abfall 
2 Kgl. = 9 Pfd. 4,39 5g 
200 Harzküse ... 4,80 z5 E 
100 dto. u. 1 Kg! l. 4,39 8 

K. Seibold, Nortori Holstein) Nr. 507 


Moselwein . . ? 
dann nur von der Quelle! 
Weinkellerei Schmitgen 
Berncastel 60 (Mosel) 
Laufende Anerkennungen! 
Teilzahlung! 
Gelegenheitskauf ! 
1928er MaringerSchwarzlay 
a. Fl. 1,25, 1928er Bern- 
casteler Held a. FI 1,45, 
als Restposten, spritziger 
u. bekömml. Moselweine 
i. Kisten m, 15, 25, 30 u. 
50 Fl. Glas u. Kiste leih- 
weise oder 0,20 p. Fl., 
ferner: Rotwein, 1,25 / Bow- 
lenwein 1,—. Sof. bestellen 
und Preislisten verlangen! 


Reiche Auswahl 


Lützowstr. 68, hpt., nahe Lützowplatz 
| 2 tepPp” 
O4 zonlun, 95 war 


eppiche;, 17 


rate 
Daher Alk eklung Ar ie 
sofort bemusterts Offerte, 
Versand nach auswärts frachtfpei. 


Deutsche Ieppich · Vertriebs Ges. m. b. H. 
Berlin W.8. Kronenstr. 66/67 


Beamte 5%, Rabatt. 


r Mark 
haben S egg pheit 
. iche 


Jeder Käufer erhal Käufer erhält 

gegen Vorzeigung 
dieses Schuhe] 
eine Tischuhr| 
=gratis. 


ABCO 8% BERLIN SW68 KOCHSTR? 


Soeben erschien! 


Sang und Klang + Bd. XII 


Herausgegeben von 
Generalmusikdirektor 
Leo Blei 


Das Wert enthält über 100 Muſikſtücke und 

Lieder. Es umfaßt 380 Seiten und koſtet 

auf holzfreiem Papier gedruckt, in elegantem 
Ganzleinenband nur 20.— Mt. 

Monatsraten von. 3.— 

porto- und verpackungsfrei! 

Auch die früher erſchienenen Bände dieſer 


reichhaltigen preiswerten Sammlung liefern 
wir gegen Teilzahlung. 


Jubiläums geschenk 


Jeder Beſitzer des 12. Bandes „Sang und 

Klang“, der von ſeinen Bekannten eine weitere 

Beftellung auf den Zubiläumsband (Band 12) bringt, erhält als Werbeprämie völlig 

toftenlos die Jubiläumsausgabe „Goldene Muſik“. Der vielſeitige, muſikaliſch und 

literariſch hochintereſſante Inhalt des Heftes wird Ihnen und Ihren Freunden ficher 

große Freude bereiten. Veranlaſſen Sie darum die Beſtellung ſobald wie möglich 
unter Benutzung des Ihrem Bande aufgedruckten Gutſcheines bei uns. 


Wir liefern dieſes Album gegen 


Bestellscein: 


55 senetesenoer Deulſchen Beumken-Buchhandlung G. m. b. 5. 


Berlin EW 68, Neuenburger Straße 8, 
Anſtalt des Deutſchen Beamten⸗Wirtſchaftsbundes, 
laut Angebot im „Heimatdienſt“ „Sang und Klang, Bd. 12“, Ganzleinen zum Preiſe 
von 20 Mark — gegen bar — gegen Monatsraten à der ganze Betrag — 
die erfte Rate — folgt gleichzeitig — ift nachzunehmen — folgt auf Poſtſcheckkonto: 
Berlin Nr, 688 55. (Erfüllungsort Berlin-Mitte). 


Vor- u. Zuname: une Stand: 


Ott und Straße: u Datum: 


auch Ohne Notenkenntnis 
mit Spielapparat sofort spielbar 


Gelegenheitskäufel 
Bequeme Zahlweise. Prospekt H kostenlos 


und Harmoniumhaus 


Vereinigte 
Krankenversicherungs - Aktiengesellschaft 


(vorm. Gedevag, Kosmos und Selbsthlife) 
7 y d run. 


Aktienkapital 5 Mill. RM. Reserven über 4 Mill. RM. 


Versichertenbestand über 400 000 


Krankenversicherung mit Gewinnbeteiligung! 
Vertragsgesellschaft vieler großer Verbände! 
Vollständig frele Arztwahl! / Kein Krankenschein und kelne 
Krankmeldung! / Kelne ärztliche Untersuchung bel der Auf- 


nahme! / Hohe Leistungen bel Arzt-, Arznel-, Operatlons- 
und Krankenhauskosten! 


Wochenhilfe! Bel Unfall sofort Anspruch 
Hohes Sterbegeld! auf die Leistungen! 
Rn a ET TEE ee I Te 
Verlangen Sie kostenlos und ohne jede Verbind- 

lichkeit Prospekt und Aufnahmeschein durch 


OTTO MACK, Berlin 0 17, Am Ostbahnhot 12 


757 Rokieme Apparat 


aus fen. 


j e Erfahrung 
bietet ( arantie für 
pone Don und 


De c 
Br x 45 
X 46cm. 


1 


. Sie bei Ihren 
Anfragen und Bestel- 
langen Bezug auf den 
„Heimatdienst“ 


Sie sparen 50% 19226 5 „Gloria“ 


höchster Qualität. 50 St. M 5.-, 250 St. noch bil- 
liger nur M 24,50, portofr. ge ‚Nachn. Preisliste gratis. 
Gebr. Weckmann, Zig.-Rabr, Hanau- G 6 


Wollen Sie sich über die neue Mode 
für Herbst und Winter unterrichten? 


Dann verlangen Sie sofort kostenlos und unverbindlich 


das große illufirierte Modealbum Hd. 
des seit dem Jahre 1844 in allen Beamtenkreisen 
bestempfohlenen Hauses 


BERLIN SW 68 
Lindenstraße 106 


Die Einkaufsquelle der Beamtenfamilie 
für Kleidung und Wäsche, Stoffe, Schuhwaren, Teppiche, Gar- 
dinen etc. und alle Artikel persönlichen und häuslichen Bedarfs 


liefert nur Qualitätswaren, speziell die bekannten 
Markenartikel zu Originalpreisen. 


auf Teilzahlung in 6 Monatsraten 
ohne Anzahlung 


1. Rate auf alle Käufe ab heute 
am I. November 1929 


Derantwortlich für den redaktionellen Teil gemäß Hreſſegeſetz: Miniſterialrat Dr. Strahl, 


Berlin. — Für den Anzeigenteil: Walter Schmiedide, Berlin SW 48. — 


Anzeigenpreis: Die 6geipaltene mm- Höhe koſtet 40 Pf. Rabatte, Beilagenpreiſe und ſonſtige Inſertionsbedingungen laut Tarif der Anzeigenverwaltung. — Alleinige Anzeigen · 


annahme; 


Dr. Walter Setze fand Annoncen Expedition, Berlin SW 48, Kriedrichſtr. 230. Fernruf: 55 Bergmann 6843. — Offſetdruck: W. Büzenſtein, Berlin SW 48. 
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